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Die Hongkonger Unternehmen leiden 

zur Zeit nicht nur an zunehmendem

Oskar Weggel

Verlust von qualifizierten Managern, 

sondern auch an der Knappheit von 

Fach- und erfahrenen Arbeitern. Am 

31 .August lief die Frist für die Anträge 

auf Anwerbung von Gastarbeitern ab. 

Den vorläufigen offiziellen statisti­

schen Zahlen der Behörde für Immi- 

grationsangelegenheiten zufolge haben 

über 4.470 Firmen die Einstellung von 

insgesamt mehr als 57.000 ausländi­

schen Arbeitskräften beantragt, davon 

15.000 Facharbeiter und 41.600 erfah­

rene Arbeiter. Die Zahl liegt dreimal 

höher als im ursprünglichen Regie­

rungsplan vorgesehen. Vor allem be­

steht in den Branchen Baugewerbe, 

Elektronik-, Bekleidungsindustrie, Ga­

stronomie und Fremdenverkehr star­

ker Bedarf an Facharbeitern. Die mei­

sten Anträge auf erfahrene Arbeits­

kräfte kamen neben der Bekleidungs­

industrie, Gastronomie und dem 

Fremdenverkehr auch aus dem Ein­

zel-, Im- und Exporthandel. (DGB, 2. 

u. 5.9.90)

Im Hinblick auf die herannahende 

Rückgabe der Kolonie an China 1997 

suchen jetzt auch immer mehr große 

Unternehmen Hongkongs Ersatzstütz­

punkte im Ausland. Hongkongs Inve­

stitionen in Immobilien in südostasiati­

schen Städten wie Singapur, Kuala 

Lumpur und Bangkok haben in der 

letzten Zeit merklich zugenommen. 

(IHT, 7.9.90) -ni-
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Der neuen Strategie lag die Überle­

gung zugrunde, daß es für taiwanesi- 

sche Produkte in den EG-Ländern bis 

1992 immer noch 12 Einfuhrquoten 

gebe, während es von da an nur noch 

eine einzige sei. Firmengründungen, 

Beteiligungen an europäischen Unter­

nehmen und Kapitalinvestitionen in­

nerhalb der EG erschienen unter die­

sen LTmständen als die besten Umge­

hungsstrategien gegenüber den zu be­

fürchtenden Brüsseler Restriktionen.

Innerhalb von nur zwei Jahren nach 

Abschluß des Vertrags hatte Taiwan 

auf europäischem Gebiet bereits 71 

Firmen oder Firmenvertretungen an­

gesiedelt, davon 30 allein in Hamburg. 

Wie schon den Japanern, dienten auch 

den Taiwanesen die Banken als Vor­

reiter. Daneben kam es zum Ausbau 

von "Taiwan Trade Centres" in Hol­

Tauwetter beiderseits der Taiwanstra­

ße
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Die wirtschaftliche Ebene: unausge­

schöpftes Potential

land (Rotterdam) und in der Bundes­

republik (Hamburg und Düsseldorf).

Darüber hinaus schlossen bundesrepu­

blikanische Städte und der taiwanesi- 

sche "Förderverein für sino-europäi- 

schen Handel" Vereinbarungen über 

gegenseitige Wirtschaftsbeziehungen 

ab, allen voran Hamburg, Bremen, 

Berlin und Frankfurt.
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1989 leitete der taiwanesische Wirt­

schaftsminister persönlich den Vorsitz 

der "Konferenz taiwanesischer Han­

delsvertreter in Europa", deren erklär­

tes Ziel es war, das Ansehen taiwanesi­

scher Produkte und Dienstleistungen 

zu verbessern. Taiwan wolle, wie es 

hieß, nicht länger als "Billigproduzent" 

gelten. Nach der Textil- und Plastikin­

dustrie in den 50er und 60er Jahren sei 

die Petrochemie in den 70er Jahren 

und die Elektronik sowie die Kommu­

nikationsindustrie in den 80er und 90er 

Jahren zur Lokomotive geworden, mit 

deren Hilfe Taiwan nun endgültig zur 

Spitze der Industrieländer aufschlie­

ßen, und mit der es auch im Außen­

handel ankommen wolle.

Es waren aber nicht nur die EG-, son­

dern auch die sozialistischen Länder, 

um die sich Taiwan während der 80er 

Jahre verstärkt bemühte. Allerdings 

gab es hier viele Abstufungen. Mit 

sämtlichen osteuropäischen Ländern 

war direkter Warenaustausch erlaubt, 

mit der UdSSR und Albanien dagegen 

nur indirekter Handel. Nach Kuba, 

Kambodscha, Vietnam und Laos wa­

ren zwar Exporte erlaubt, doch durften 

aus Kuba und Kambodscha überhaupt 

keine Einfuhren erfolgen, aus Vietnam 

und Laos dagegen Einfuhren nur mit 

Sondergenehmigung. Eine vollständige 

Handelsblockade bestand lediglich ge­

genüber Nordkorea und Festlandschi­

na.180 Letztlich freilich standen all die­

se staatlichen Restriktionen nur auf 

dem Papier, denn wo es sich lohnte, 

fand der Handel immer einen Durch­

laß - so, wie Wasser letztlich auch 

durch die kleinste Ritze seinen Weg 

findet. So belief sich z.B. der über 

Hongkong laufende - also indirekte - 

Handel mit dem Festland i.J. 1989 auf 

eine Gesamtsumme von nicht weniger 

als 3,48 Mrd.USS. (Näheres ist unter 

Abschnitt 6.4. auszuführen.)

63.

Außenpolitik. Stille nach den Taifunen 

der 70er Jahre

63.1.

Taiwans Kehrtwendung: Die "flexible 

Außenpolitik"

Mit ihrer totalen Konfrontationspolitik 

gegenüber Beijing, die sich in einer Art 

chinesischer Hallstein-Doktrin nieder­

schlug, hatte sich die RCh jahrelang 

mehr ins eigene Fleisch geschnitten, 

als daß sie ihrem Feind, der VR China, 

geschadet hätte; hatte sie sich doch 

durch ihre Starrsinnigkeit Stück für 

Stück aus all ihren angestammten Posi­

tionen herauskatapultiert, angefangen 

von den bilateralen Beziehungen zu 

zahlreichen Staaten bis hin zur UNO 

und ihren vier für Taiwan viele Jahre 

hindurch wichtigsten Unterorganisa­

tionen, nämlich der Weltbank, dem 

IMF, dem Internationalen Entwick­

lungsverband und der Internationalen 

Finanzierungsgesellschaft.

Erst spät kam die Einsicht, daß sich 

mit Elastizität mehr erreichen ließ als 

mit Dogmatismus. Wenn es für diese 

Erkenntnis noch eines Beweises be­

durft hätte, so wäre er von der Außen­

wirtschaft erbracht worden.

Schon wenige Monate nach dem Tode 

Jiang Jingguos begann in der GMD- 

Führung ein intensives Nachdenken 

über neue Wege in der Außenpolitik, 

und im November 1988 wurde dann 

ein Kurs angekündigt, der unter dem 

Leitmotiv der "flexiblen Diplomatie" 

(tanxing waijiao) stehen sollte. (Biswei­

len war auch von "pragmatischer Au­

ßenpolitik" - wushi waijiao - die Rede.) 

Nicht mehr diplomatische Formalien, 

sondern substantielle Beziehungen 

sollten von mm an gefragt sein. Die 

Schlagworte "Ein Staat, zwei Regie­

rungen" und "gleichberechtigte Außen­

politik" machten deutlich, welche 

Grundelemente die "flexible Diploma­

tie" künftig bestimmen sollten. Haupt­

ziel der neuen Flexibilität soll te es sein, 

die die "RCh-Isolation zu beenden".181 

Dieser Satz kehrte von jetzt an in un­

zähligen Presseverlautbarungen wie- 

der.182

Noch lange ehe die Parole von der 

"flexiblen Außenpolitik" ausgegeben 

worden war, hatte sich Taibei punk­

tuell bereits durchaus elastisch verhal­

ten, indem es nicht mehr als "Republik 

China" auftrat, sondern unter Bezeich­

nungen wie "Zhongguo Taibei" ("Chi­

na, Taibei") oder "Zhonghua Taibei" 

(ebenfalls "China, Taibei")183 - so z.B. 

vor dem Internationalen Olympischen 

Komitee oder aber vor der Asiatischen 

Entwicklungsbank.

"Flexibel" verhielt sich Li Denghui 

auch bei seinem Besuch in Singapur im 

März 1989. Es war dies die zweite Aus­

landsreise, die je ein RCh-Staatspräsi- 

dent seit 1949 unternommen hatte - die 

erste war eine Reise Yan Jiagans nach 

Saudi-Arabien. Obwohl die Regierung 

Singapurs nichts unterließ, um diese 

wirklich exzeptionelle Visite als reine 

Privatangelegenheit erscheinen zu las­

sen, (u.a. war lediglich vom "Präsiden­

ten Taiwans" die Rede, und überdies 

meldeten sich einige wichtige Ge­

sprächspartner krank), zeigte sich Li 

mit dem Ergebnis seiner Visite zufrie­

den - und er konnte es sein; denn die 

Beziehungen Taibeis zu Singapur wa­

ren immer schon höchst substantiell: 

Über ein halbes Dutzend Mal hatte 

Ministerpräsident Lee Kuan Yew die 

Insel besucht, außerdem gab es einen 

intensiven Handelsaustausch, und nicht 

zuletzt bildete Taiwan einen Teil der 

Armee Singapurs aus.184 Nur an einem 

fehlte es, nämlich an dem bei offiziel­

len Kontakten üblichen Zeremoniell. 

Singapur ließ auch keinen Zweifel dar­

an aufkommen, daß es eines Tages - 

nämlich unmittelbar nach Indonesien - 

offizielle Beziehungen zu Beijing auf­

nehmen wolle - dies war 1990 der Fall.

Als Taibei seine "flexible Außenpolitik" 

ankündigte, hatte es noch nicht ahnen 

können, daß sich schon wenige Monate 

später eine einzigartige Chance erge­

ben könnte, in die außenpolitische 

Phalanx der VR China einzubrechen. 

Es war das Tiananmen-Massaker vom 

4.Juni 1989, das die bisher weltweit so 

freundlich beurteilte Volksrepublik 

plötzlich in graue Farben tauchte - und 

in diplomatische Isolation geraten ließ.

Taibei ergriff die Chance, die ihm so 

unerwartet in den Schoß gefallen war, 

und nahm 1989/90 mit einer Reihe von 

Staaten diplomatische Beziehungen 

auf, die bisher auch in Beijing vertre­

ten waren, nämlich mit Grenada, Libe­

ria, Belize, Lesotho und Guinea-Bis­

sau. Diese Erfolge hatten freilich nicht 

nur mit Flexibilität, sondern auch mit 

einer geschickten "Geld-Diplomatie" 

Taiwans zu tun; so erhielt z.B. der ka­

ribische Inselstaat Grenada als Mor­

gengabe für die Aufnahme offizieller 

Beziehungen mit Taibei einen weichen 

Kredit in Höhe von 10 Mio.USS zuge­

sagt.185 Dies hinderte Grenada aller­

dings nicht, als Grund für seinen Fron­

tenwechsel das Tiananmen-Massaker 

anzugeben. Nach dem gleichen Sche­

ma verhielt sich Liberia, das eine Wirt­

schaftshilfe von 140 Mio.US $ verbu­

chen konnte.186

Beijing reagierte wütend, mußte aber 

andererseits dem Gegner doch insge­

heim Respekt zollen, da es mit dessen 

finanzieller Attraktivität einfach nicht 

mithalten konnte. Längst vorbei waren 
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ja die Jahre, da die Volksrepublik aus 

rein politischen Erwägungen den Gür­

tel enger geschnallt hatte, um auf au­

ßenpolitischem Feld Punkte zu sam­

meln - man denke an das sino-sowjeti- 

sche Wettrennen um die Gunst afrika­

nischer Staaten zu Beginn der 70er 

Jahre!

632. Vielfältige außenpolitische Be­

ziehungsmuster

633.1.

Bilaterale diplomatische Beziehungen 

Achillesferse der RCh war ihre außen­

politische Position, die sich seit der 

Verstoßung Taibeis aus der UNO im 

Herbst 1971 laufend verschlechtert 

hatte - zumindest wenn man sie unter 

formal-diplomatischen Gesichtspunk­

ten betrachtete. Gleichzeitig hatten je­

doch formelle durch informelle Bezie­

hungen ersetzt werden können, so daß 

die RCh am Ende gar nicht so schlecht 

dastand.

Rein quantitativ hatte überdies die 

Zahl der offiziellen Partner in den 

zehn Jahren zwischen 1980 und 1990 

sogar noch zugenommen:

- Anfang 1980 unterhielt Taiwan di­

plomatische Beziehungen mit 21 Staa­

ten, davon 12 in Lateinamerika (Ko­

lumbien, Bolivien, Costa Rica, Domi­

nikanische Republik, El Salvador, 

Guatemala, Haiti, Honduras, Nicara­

gua, Panama, Paraguay und Uruguay), 

5 in Afrika (Elfenbeinküste, Südafrika, 

Malawi, Lesotho und Swasiland), 3 im 

asiatisch-pazifischen Raum (Südkorea, 

Saudi-Arabien, Tonga) sowie mit ei­

nem Staat in Europa, nämlich dem Va­

tikan.18^

- Zehn Jahre später, nämlich Mitte 

1990, waren es 26 offizielle Partner­

staaten geworden - davon 14 in Latein­

amerika (Costa Rica, Dominica, Do­

minikanische Republik, El Salvador, 

Guatemala, Haiti, Honduras, Panama, 

Paraguay, St.Christopher und Nevis, 

Santa Lucia, St.Vincent, Grenada, Be­

lize), 6 in Afrika (Südafrika, Malawi, 

Swasiland, Liberia, Lesotho, Guinea- 

Bissau), 5 im asiatisch-pazifischen 

Raum (Südkorea, Tonga, Nauru, Tuva­

lu, Solomon-Inseln) und einer in Eu­

ropa (Vatikan). Allerdings war* kurz 

vorher einer der bis dahin wertvollsten 

Partner verlorengegangen, nämlich 

Saudi-Arabien, das am 21Juli 1990 

Beziehungen mit Beijing aufgenom­

men hatte.

Wie diese Listen zeigen, war Latein­

amerika am längsten eine "feste Burg" 

der taiwanesischen Diplomatie ge­

blieben. Bis Mitte der 80er Jahre hat­

ten sich die dortigen Staaten auf Taibei 

und Beijing im Verhältnis von 15:15 

verteilt. Der Übertritt Boliviens zur 

Volksrepublik im Juli 1985 veränderte 

dann die Balance zugunsten Beijings. 

Da nützte es auch wenig, daß der da­

malige Vizepräsident Li Denghui dem 

Kontinent im selben Jahr gleich zwei­

mal einen Besuch abstattete.

In Europa hatte sich Taiwan diploma­

tisch nur noch an einem einzigen 

Punkt halten können, nämlich beim 

Vatikan-Staat. Hier freilich konnte 

Taibei von Glück reden, daß Beijing 

sich beharrlich weigerte, die vom Vati­

kan beanspruchte kirchliche Herr­

schaft auch für den Bereich Chinas an­

zuerkennen. Seit 1950 hatte sich auf 

dem Festland bekanntlich die "Bewe­

gung der drei Unabhängigkeiten" ent­

faltet, deren Aufgabe es war, die "Pa­

triotische Kirche" Chinas in admini­

strativer, finanzieller und dogmatischer 

Hinsicht ein für allemal vom Vatikan 

abzukoppeln, d.h. u.a. auch ihre eige­

nen Bischöfe zu bestimmen, ihre 

Glaubensregeln selbst zu befinden, 

über die Auslegung der Lehre selbst zu 

entscheiden und sich nicht zuletzt auch 

selbst zu finanzieren. Als Folge davon 

wurden beispielsweise die Liturgiebe­

schlüsse des Il.Vaticanum in China 

nicht anerkannt. So kam es zu der 

merkwürdigen Entwicklung, daß z.B. 

die katholische Messe in China nach 

wie vor auf Lateinisch gelesen wurde.

Zwar hatte die päpstliche Nuntiatur im 

März 1984 ihre Fühler nach Beijing 

ausgestreckt, doch waren alle Vorstel­

lungen des Vatikan dort auf taube Oh­

ren gestoßen. Taiwan war über dieses 

Verhalten seines Partners zwar verär­

gert, konnte gleichzeitig aber auch be­

friedigt sein.

6322.

Quasidiplomatische Beziehungen 

Anderen Staaten gegenüber entwickel­

te Taibei Beziehungen quasidiplomati­

schen Charakters, die im Verhältnis zu 

den USA beispielsweise durch den in 

zwölf amerikanischen Städten vertre­

tenen "Coordination Council of North 

American Affairs" ausgeübt wurden. 

Bis auf die Bezeichnung handelte es 

sich hier um vollwertige Botschaften 

oder Konsulate. Ähnliche Institutionen 

errichtete die RCh in anderen Teilen 

der Welt, so z.B, in der Bundesrepu­

blik, wo "Femost-Informationsbüros" 

oder aber "Taipeh Wirtschafts- und 

Kulturbüros" entstanden, die z.T. dem 

Außenministerium in Taiwan direkt 

unterstellt und mit diplomatischem 

Personal besetzt wurden.

Die quirligen Bemühungen Taiwans, 

überall dort quasidiplomatisch Fuß zu 

fassen, wo es von der VRCh aus di­

plomatischen Positionen verdrängt 

worden war, riefen in Beijing Proteste 

hervor. In einer Note des VR-Außen­

ministeriums vom April 1982 hieß es 

beispielsweise, daß die "Taiwan-Be­

hörden in den letzten Jahren immer 

wieder versuchen, unter dem Vorwand 

des Kultur-, Wirtschafts-, Handels-, 

Wissenschafts- und Technologieaus­

tausches Niederlassungen offizieller 

oder halboffizieller Natur sowie ’Han- 

delsbüros’, 'Informationsbüro’ oder 

’Verbindungsbüros für wissenschaft­

lich-technologischen Austausch’ in sol­

chen Ländern zu errichten, die diplo­

matische Beziehungen mit China un­

terhalten, und daß sie diese Länder 

darüber hinaus auch haben überreden 

können, im Gegenzug ähnliche Büros 

in Taiwan zu eröffnen... Offensichtlich 

zielen diese Akte der Taiwaner Behör­

den darauf ab, die normalen Bezie­

hungen zwischen China und jenen 

Ländern zu unterminieren."188 Die 

Staaten, mit denen Taiwan Beziehun­

gen dieser Art aufnehme, seien durch­

aus nicht so dumm, wie sie täten. Sie 

wüßten recht wohl, daß sich die Gren­

zen zwischen "offiziell" und "inoffiziell" 

im Niemandsland bewegten. Es sei ein 

offenes Geheimnis, daß die "Zentren" 

Taiwans "gewisse Funktionen ausüben, 

die sonst nur diplomatischen Vertre­

tungen zukommen".189 Letztlich werde 

damit die Souveränität der VR China 

verletzt.190

6323.

"Flexibler" Einstieg in die internatio­

nalen Organisationen

1988 war die RCh Mitglied von 727 in­

ternationalen NRO (Nichtregierungs- 

organiationen) und zehn zwischen­

staatlichen Organisationen.191

Aus vielen internationalen Schlüsselor­

ganisationen war Taibei erst Anfang 

der 80er Jahre ausgeschlossen worden, 

so z.B. am 17April 1980 aus dem In­

ternationalen Währungsfonds (IMF) 

192 und am 15.Mai 1980 aus der Welt­

bank, der Internationalen Entwick- 

lungsgesellschaft (IDA) und der Inter­

nationalen Finanzgesellschaft (IFC).193
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Vor allem bei wirtschaftlich relevanten 

internationalen Organisationen konnte, 

sich Taibei auf die Dauer ein Fernblei­

ben nicht leisten. Wenn es dorthin zu­

rückkehren wollte - und es gab kaum 

einen Staat, der an einer solchen 

Rückkehr des wirtschaftlich so interes­

santen Taiwan nicht interessiert gewe­

sen wäre -, so mußte es über seinen ei­

genen Schatten springen und die Be­

zeichnung "Republik China" durch 

"Taipeh, China" hinnehmen.

Wie oben erwähnt, waren solche 

Schritte bereits vor Ankündigung der 

"flexiblen Außenpolitik" unternommen 

worden - am eindrucksvollsten gegen­

über der Asiatischen Entwicklungs­

bank. Taiwan war einst ein Grün­

dungsmitglied der AEB gewesen, hatte 

sich im März 1986 allerdings plötzlich 

mit der AEB-Forderung konfrontiert 

gesehen, im Interesse eines Beitritts 

der VR China auf seine bisherige Be­

zeichnung "RCh" zu verzichten. Aus 

Protest gegen diese Zumutung waren 

die Vertreter Taiwans daraufhin zwei 

Jahre lang den Veranstaltungen der 

AEB ferngeblieben und erst bei der 

Manila-Tagung im April 1988 wieder 

mit einer Delegation erschienen, die 

die Bezeichnung "Taipeh, China" auf 

ihren Eintrittsausweisen mit einem 

Zettel überklebt und außerdem neben 

das Delegationsschild auf dem Konfe­

renztisch ein zweites Schild mit der 

Aufschrift "unter Protest" plaziert hat­

te.

Anfang Mai 1989 ging Taibei noch ei­

nen Schritt weiter, indem es beschloß, 

sogar zu der diesmal in Beijing anbe­

raumten 22AEB-Tagung eine Delega­

tion zu entsenden - sozusagen in die 

Höhle des Löwen. Geleitet wurde die 

Abordnung von Finanzmimsterin Guo 

Wanrong ("Shirley Kuo"). Die Delega­

tion hatte keine Schwierigkeiten, in die 

Volksrepublik einzureisen und akzep­

tierte diesmal ohne Protest die Be­

zeichnung "Taipeh, China". Als VRCh- 

Staatspräsident Yang Shangkun bei 

der Eröffnungsfeier den Saal betrat 

und die Nationalhymne der Volksre­

publik gespielt wurde, erhoben sich die 

Delegierten aus Taibei. Zur Begrün­

dung dieses Verhaltens hieß es später, 

daß die Delegation ja nicht an einer 

China-Konferenz, sondern an einer 

AEB-Tagung teilgenommen und des­

halb die in diesem Rahmen üblichen 

Rituale mitvollzogen habe.194

632.4.

Wirtschaftsvertretungen

Um nicht in Isolierung zu geraten, hat­

te Taiwan seine inoffiziellen Beziehun­

gen in den 70er Jahren vor allem mit 

den USA und Japan, in den 80em 

hauptsächlich mit Europa intensiviert: 

überall eröffnete es Büros der CETRA 

und "Informationsbüros", ließ Zweig­

stellen seiner halbamtlichen Geldinsti­

tute, z.B. eine Filiale der "First Com- 

mercial Bank of Taiwan" in Frankfurt 

errichten (1983), beteiligte sich an 

wichtigen Messen, richtete Schiffsli­

niendienste ein (seien es nun Dienste 

der staatlichen "Yangming Marine 

Transport Corp." oder aber der priva­

ten "Evergreen") und eröffnete einen 

CAL-Luftlinienverkehr nach Amster­

dam und Luxemburg. Gleichzeitig fan­

den regelmäßige Konsultationen statt, 

und überdies wurden Verträge halbof­

fiziellen Charakters geschlossen. Eine 

Vereinbarung in diesem Sinne kam 

beispielsweise am 22,Oktober 1984 

zwischen dem "Taiwan-Ausschuß der 

deutschen Wirtschaft" und der "Euro- 

Asia Trade Organization" (EATO) zu­

stande: Beide Seiten verpflichteten sich 

zu regelmäßigen Konsultationen über 

Wirtschaftsfragen auf nichtstaatlicher 

Ebene, sei es nun über Doppelbe­

steuerungsfragen, über den Schutz von 

Industrieeigentum oder über Arbi­

trageangelegenheiten.

Auch das Ausland zeigte reges Interes­

se an einer Präsenz in Taiwan. Bis Mit­

te 1985 gab es dort 1.774 Vertretungen 

aus 40 Ländern. Mit 573 Firmen stand 

Hongkong an erster Stelle, gefolgt von 

den USA (239), Japan (145), Singapur 

(39), Großbritannien (32), Panama 

(18), den Niederlanden (9) und der 

Schweiz.195 Die Bundesrepublik, der 

größte Handelspartner Taiwans in Eu­

ropa, tauchte in der genannten Statistik 

zwar nicht auf, doch zog sie, wie oben

6.2.5. ausgeführt, später um so kräfti­

ger nach - vor allem auf Initiative der 

Hansestadt Hamburg.

6325.

Entwicklungshilfe

Auf einer fünften Ebene spielt sich die 

Entwicklungshilfe der RCh gegenüber 

Staaten der Dritten Welt ab.

Im Oktober 1988 beschloß die Regie­

rung in Taibei, ihre Devisenreserven, 

die, wie erwähnt, zu dieser Zeit Welt­

spitze waren, anzuzapfen und einen 

"Fonds für internationale wirtschaftli­

che Zusammenarbeit und Entwick­

lung" mit einer Erstausstattung von 

1,25 Mrd.USS zu gründen. Die Hilfe 

sollte solchen Ländern zugute kom­

men, die zu Taiwan "freundschaftliche" 

Beziehungen unterhielten.

Wie erwähnt, hatte Taiwan auch in der 

Vergangenheit umfangreiche Entwick­

lungshilfe geleistet, und z.B. zwischen 

1954 und 1988 über 2.000 Techniker in 

50 Länder der Dritten Welt entsandt 

und umgekehrt 9.000 Techniker auf 

Taiwan ausgebildet. Allein 1988 waren 

33 Hilfsgruppen aus Taiwan mit zu­

sammen 303 Spezialisten in 25 Län­

dern tätig, darunter vor allem Agrar­

techniker und Fischer, Ärzte, Städte­

planer, Kraftwerks- und Hafeninge­

nieure, Bauingenieure, Straßenbauer, 

Brauer, Handwerker, Techniker für 

Zucker- und Ölraffinerie, Meteorolo­

gen und Mineralogen.

Mit Zuwendung konnten nun vor allem 

solche Länder rechnen, bei denen die 

Chance bestand, daß sie vielleicht ei­

nes Tages mit Taibei (wieder) diplo­

matische Beziehungen aufnähmen.

Diese Absicht wurde nicht zuletzt in 

Beijing registriert, das mit Taiwans at­

traktiven Angeboten nicht mithalten 

konnte, und das deshalb um so verär­

gerter auf diplomatischem Wege rea­

gierte.

632.6.

Kulturbeziehungen

Das wohlhabende Taiwan wurde, nicht 

zuletzt wegen der üppigen Honorare, 

die es zu zahlen pflegte, im Laufe der 

Jahre zu einem Treffpunkt für Künst­

ler, Orchester und Ausstellungen aus 

aller Welt. Dieses Kommen und Ge­

hen sowie auch die Entsendung zahl­

reicher eigener Opern-, Musik- oder 

Artistengruppen war so alltäglich und 

selbstverständlich, daß niemand davon 

Aufhebens machte.

Überdies wurde Taiwan zu einem 

Treffpunkt zahlreicher ausländischer 

Studenten. 1987/88 hielten sich auf der 

Insel immerhin 4.558 ausländische 

Studenten aus 68 Ländern, hauptsäch­

lich aus Japan, aus Südkorea und den 

USA, auf. Die meisten wollten entwe­

der Sinologie oder aber Modernes 

Chinesisch lernen. Für die Vermittlung 

des Mandarin standen drei große Insti­

tute im Vordergrund, nämlich das 

"Mandarin Training Center" der Taida, 

das 1956 gegründet wurde, ferner das 
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"Taipei Language Institute", das 1957 

entstand und neben seinem Zentrum 

in Taibei noch Zweigstellen in Shilin, 

Taizhong und Gaoxiong unterhielt, 

sowie das "Mandarin Daily News Lan­

guage Center", das erst 1974 aus der 

Taufe gehoben worden war.

633.

Beziehungen zu einzelnen Ländern

633.1.

Ärger mit den USA

Obwohl die USA auch in den 80er 

Jahren Hauptschutzmacht Taiwans 

blieben, waren es vor allem negative 

Ereignisse, die Schlagzeilen machten. 

Zwei Themen traten dabei in den 

Vordergrund, nämlich der "Mordfall 

Henry Liu" und der notorische taiwa- 

nesische Handelsüberschuß.

Besonders getrübt wurde das beider­

seitige Verhältnis in den Jahren 1984/ 

85 durch einen obskuren Mordfall auf 

amerikanischem Boden, in den, wie 

sich später herausstellte, der taiwanesi- 

sche Geheimdienst verwickelt war. Das 

Opfer war Liu Yiliang ("Henry Liu"), 

der 1967 von Taiwan in die USA über­

gesiedelt war, dort die US-Staatsbür- 

gerschaft angenommen und im Laufe 

der Zeit zahlreiche kritische Artikel 

über Taiwan in chinesischsprachigen 

Zeitungen Hongkongs und der USA 

veröffentlicht hatte, u.a. auch eine 

"Biographie Jiang Jingguos", die mit 

dem taiwanesischen Staatspräsidenten 

scharf ins Gericht ging.

Am 15.Oktober 1984 wurde Liu in der 

Garage seines Hauses in Daly City na­

he San Francisco ermordet aufgefun­

den. Angesichts des politischen En­

gagements des Toten kam sofort der 

Verdacht auf, daß die Hintermänner 

irgendwo in Taiwan säßen - und in der 

Tat stellte es sich heraus, daß drei füh­

rende Geheimdienstler, unter ihnen 

der Direktor des Militärischen Ge­

heimdienstbüros, General Wang Xi- 

ling, eine auslandschinesische Unter­

grundorganisation, die sog. "Bambus­

union", zu dem Mord angestiftet hatte; 

sogar Tonbänder von unanzweifeibarer 

Authentizität konnten vom FBI dafür 

ausfindig gemacht werden.

Die Führung in Taibei wand sich vor 

Verlegenheit, mußte aber schließlich 

handeln: Im Mai 1985 wurden die drei 

Geheimdienstkader zu lebenslängli­

chem Gefängnis verurteilt, doch wei­

gerten sich die Behörden, die Täter an 

die USA auszuliefem. Unbeantwortet 

blieb die Frage, wer die Beseitigung 

Lius letztlich angeordnet habe. U.a. 

geriet auch einer der Söhne Jiang Jing- 

guos, Jiang Xiaowu, in Verdacht.156 

Doch konnte die Frage nie geklärt 

werden. Im Zusammenhang mit der 

Affäre reichte u.a. GMD-Generalse- 

kretär Jiang Yanshi seinen Abschied 

ein.197

Der Mord an Liu hatte zwei Folgen:

- Auf der einen Seite begann sich das 

Taiwan-Bild in Amerika, das durch die 

massiven taiwanesischen Handelsüber­

schüsse ohnehin schon lädiert worden 

war, weiter einzutrüben. US-Präsident 

Reagan hatte nun endlich auch eine 

faustdicke Begründung für die Nicht­

einlösung seines Wahlkampfverspre­

chens, mit der RCh wieder diplomati­

sche Beziehungen aufzunehmen.

- In Taiwan selbst kam es zu einer 

Reorganisation des militärischen Ge­

heimdienstes. Am lJuli 1985 wurden 

zwei einschlägige Organe, nämlich die 

"Informationsabteilung des Verteidi­

gungsministeriums" und das "Sonder­

büro für Militärinformationen", zu­

sammengelegt, und zwar unter der 

neuen Bezeichnung "Abteilung für Mi­

litärinformation" (yunshi qingbaoju) - 

ein Amt direkt unter dem General­

stabschef.198 Die Opposition hielt die­

se Umorganisation für eine lediglich 

kosmetische Maßnahme und meldete 

ihre Zweifel an, ob der obskure Ge­

heimdienst mm wirklich transparenter 

geworden sei.

Das zweite große Thema waren die 

ständig wachsenden Exportüberschüs­

se Taiwans. Washington drängte im­

mer ungeduldiger auf eine Einschrän­

kung der Ausfuhroffensive und auf ei­

ne Liberalisierung des taiwanesischen 

Markts für amerikanische Waren, nicht 

zuletzt auch auf eine Aufwertung des 

NTS.

Taiwan, das so sehr an der Nabel­

schnur der Vereinigten Staaten hing, 

hatte keine andere Wahl, als diesem 

Drängen nachzugeben und, wie oben

6.2.5. detailliert erläutert, seine Zoll­

mauern weiter abzubauen, Einkaufsde­

legationen in die USA zu entsenden 

und die eigene Währung aufzuwerten.

6332.

Der dünne Geduldsfaden gegenüber 

Japan

Notorische Außenhandelsüberschüsse 

trübten auch das Verhältnis zwischen 

Taiwan und Japan - doch diesmal war 

die taiwanesische Wirtschaft nicht in 

der Gewinner-, sondern in der Verlie­

rerposition.

Schon 1981 hatte das Außenhandels­

defizit der Insel gegenüber Japan einen 

neuen Höchststand von 3,45 Mrd.USS 

erreicht. Vergeblich forderte Taibei 

die Japaner auf, ihren Markt für tai­

wanesische Produkte weiter zu öffnen; 

ähnlich wie Amerikaner und Europäer 

mußten auch die taiwanesischen Un­

ternehmer die Erfahrung machen, daß 

Japan überall subtile nichttarifäre Ein­

fuhrschranken errichtet hatte und sich 

im übrigen einfach taub stellte.

So beschloß Taibei im Februar 1982, 

die Notbremse zu ziehen und mit so­

fortiger Wirkung einen Einfuhrstopp 

für rd. 1.500 Warenkategorien aus Ja­

pan zu verhängen - angefangen von 

Lkws über Unterhaltungselektronik 

und Haushaltsgegenstände bis hin zu 

Lebensrnitteln.199

Doch der Hieb ging ins Leere. Da Ein­

zelheiten dieses Stopps an undichten 

Regierungsstellen vorfristig durchge­

sickert waren, hatten sich taiwanesi­

sche Importeure rechtzeitig mit Waren 

aus Japan eingedeckt und u.a. bei­

spielsweise in größter Eile nicht weni­

ger als 6.000 Lkws geordert. Außer­

dem wurden japanische Waren nach 

der Verhängung des Importstopps auf 

dem Umweg über Hongkong, Südko­

rea und Singapur weiter importiert. 

Die Bremse war zwar voll durchgetre­

ten worden, hatte jedoch keine Wir­

kung gezeigt.

Ganz unbeeindruckt freilich schien 

Tokyo nicht geblieben zu sein. Denn 

im September 1983 entsandte Japan 

eine 230köpfige Einkaufsdelegation 

nach Japan, unter der sich auch zahl­

reiche protaiwanesische Mitglieder des 

japanischen Unterhauses befanden, 

und bestellte auf diesem Weg in Tai­

wan Waren im Werte von 1,13 Mrd. 

US$.200

Doch es dauerte nicht lange, bis der al­

te Abstand nicht nur wiederhergestellt, 

sondern sogar noch verschlimmert 

wurde. So geriet Taiwan 1987 mit 

4,8 Mrd.USS ins Defizit, 1988 mit 

6 Mrd. und 1989 sogar mit 7 Mrd. So­

gar im Fremdenverkehr begann Tai­

wan gegenüber Japan rote Zahlen zu 

schreiben, da seit Beginn der 80er Jah­

re mehr taiwanesische Touristen nach 

Japan als japanische Besucher nach 

Taiwan gereist waren.
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Wütend stellten Regierung und Unter­

nehmer Taiwans fest, daß Japan aus 

Taiwan weniger importierte als aus 

den USA, Südostasien oder Europa. 

Überdies sei Japan seit dem Abbruch 

der diplomatischen Beziehungen i.J. 

1972 einfach nicht zu fassen: es ent­

sende nach Taibei immer nur subalter­

ne Beamten, die nicht befugt seien, 

weitreichende Zugeständnisse zu ma­

chen. Als Vorwand für diese Mißach­

tung werde immer wieder darauf hin­

gewiesen, daß zwischen beiden Seiten 

ja keine diplomatischen Beziehungen 

bestünden. Diese "Beijing-Phobia" stel­

le Japan ein Armutszeugnis aus: es sei 

allerhöchste Zeit, daß Tokyo nicht län­

ger den Kotau vor Beijing vollziehe 

und sich wieder an seine wahren 

Freunde in Taiwan erinnere.201 Japan 

möge auch nicht vergessen, daß Tai­

wan 30,7% seiner gesamten Einfuhren 

(1989) aus Japan beziehe und daß es 

Japans viertgrößter Handelspartner 

sei.

Antijapanische Stimmung kam auch 

noch in einem anderen Zusammen­

hang auf, nämlich bei der Korrektur 

der japanischen Schulbücher durch das 

Tokyoter Kultusministerium i.J. 1982, 

die dazu führte, daß die japanischen 

Angriffe während des Zweiten Welt­

kriegs auf China und Südostasien "ge­

schönt" wurden. Taibei übermittelte 

der japanischen Regierung über seine 

halbamtliche Vertretung am 31.7.1982 

ein Memorandum, in dem "die Ver­

drehung der historischen Tatsachen" 

mißbilligt und das japanische Kultur­

ministerium aufgefordert wurde, seine 

Korrektur noch einmal zu überdenken. 

202

Noch einen weiteren Konflikt gab es 

mit Japan, nämlich den Toyota-Fall.

Auf der Suche nach einem weltbekann­

ten Partner für ein Pkw-Joint Venture, 

das auf Taiwan pro Jahr 300.000 Fahr­

zeuge herstellen sollte, war nach lan­

gen Diskussionen i.J. 1982 nur noch 

Toyota übriggeblieben, mit dem im 

Dezember desselben Jahres eine Ab­

sichtserklärung unterzeichnet wurde. 

Partner des Gemeinschaftsunterneh­

mens sollten zu 45% Toyota, zu 25% 

das taiwanesische Staatsunternehmen 

China Steel Corp. und zu 30% private 

taiwanesische Investoren sein.

Schon bald zeigte es sich allerdings, 

daß die Interessen in verschiedene 

Richtungen gingen: Während Toyota 

vor allem den taiwanesischen Inlands­

markt bedienen wollte, dachten die 

Vertreter des Wirtschaftsministerium 

an den Export; schon im achten Jahr 

nach Gründung sollten beispielsweise 

50% aller Autos ausgeführt werden; 

ferner sollte Toyota seine gesamte 

Technologie übertragen.

Da der japanische Großhersteller sich 

auf dem Weltmarkt nicht selbst Kon­

kurrenz machen und überdies seine 

Technik nicht preisgeben wollte, zog er 

sich im September 1984 wieder zurück, 

wobei die Regierung in Taibei Gesicht 

verlor. Lachende Dritte blieben die 

sieben kleinen taiwanesischen Auto­

fabriken, allen voran die Firma Yue 

Long, die bisher zumeist nur Mon­

tagearbeiten durchgeführt, d.h. auslän­

dische Fertigteile zusammengebaut 

hatten und nicht konkurrenzfähig ge­

wesen wären, hätten sie nicht hinter 

hohen Zollschutzmauem produzieren 

können.203

6333.

Wunschpartner Indonesien und Sin­

gapur

Für eine gute Weile hoffte Taiwan vor 

allem mit zwei asiatischen Staaten di­

plomatische Beziehungen aufnehmen 

zu können, nämlich mit Indonesien, 

das 1967 - zwei Jahre nach dem Auf­

stand der KPI - die diplomatischen Be­

ziehungen zu Beijing abgebrochen hat­

te, und zu Singapur.

Optimistisch gestimmt besuchte Mini­

sterpräsident Sim Yunxuan im De­

zember 1981 fünf Tage lang Indone­

sien, wobei er auch eine militärische 

Zusammenarbeit anbot.204 Am Ende 

aber kam alles ganz anders: Zehn Jah­

re später, im Juli 1990, nahm Jakarta 

seine alten Beziehungen zu Beijing 

wieder auf.

Mit Singapur gab es einen noch viel in­

tensiveren Handels-, Gedanken- und 

Besucheraustausch, u.a. kam es sogar 

zum Abschluß einer Reihe von Ab­

kommen, so z.B. über die Vermeidung 

von Doppelbesteuerung205 sowie über 

die Erweiterung des beiderseitigen 

Handels und der Investitionen.206 Sin­

gapur erlangte für Taiwan auch da­

durch Bedeutung, daß ein Teil des in­

direkten Taiwan-Festlandhandels über 

die südostasiatische Entrepotstation 

lief. Dieser Zwischenhandel erklärt 

auch das taiwanesisch-singapurische 

Handelsvolumen von immerhin 2,86 

Mrd.US$ i.J. 1989.

Trotz dieses guten Einvernehmens 

aber folgte Singapur dem Beispiel In­

donesiens und trat 1990 in Verhand­

lungen über die Aufnahme diplomati­

scher Beziehungen zu Beijing ein.

633.4.

Beijings Waffenembargopolitik gegen­

über Taiwan

633.4.1.

Der niederländische U-Boot-Fall 

Am 18.Dezember 1980 stach die nie­

derländische Regierung in ein chinesi­

sches Wespennest, indem sie die Liefe­

rung von zwei U-Booten an Taiwan 

gestattete. Gründe für diese Ent­

scheidung waren zum einen das Junk­

tim Taiwans zum Kauf weiterer Zivil­

güter und zweitens die Hoffnung, daß 

die stark subventionierte Rotterdamer 

Werft Rijn-Schelde-Verolme (RSV) 

sich durch den Auftrag sanieren könne. 

Offensichtlich war Den Haag davon 

ausgegangen, daß Holland ein klein 

wenig in die Fußstapfen der USA tre­

ten könne, die ja ungeachtet diplomati­

scher Beziehungen mit Beijing damit 

fortfuhren, Taiwan mit Waffen zu be­

liefern.

Quod licet Jovi non licet bovi: Beijing 

reagierte sogleich mit einer Heftigkeit, 

die jedermann in Erstaunen setzte: Die 

Lieferung der U-Boote an Taiwan sei 

eine Verletzung der niederländisch­

chinesischen Abmachungen, wie sie 

anläßlich der Aufnahme der bilatera­

len diplomatischen Beziehungen i.J. 

1972 getroffen worden seien. Taiwan 

sei damals von Holland ausdrücklich 

als eine Provinz Chinas anerkannt 

worden und könne jetzt nicht einfach 

Empfänger von Kriegsgerät werden. 

Lieferungen dieser Art bedeuteten ei­

ne Einmischung in die inneren. Ange­

legenheiten Chinas.207 Zur gleichen 

Zeit hatte Beijing, wie erst später be­

kannt wurde, damit begonnen, aus 

Protest gegen die Waffenlieferungen 

der USA Washington an den Verhand­

lungstisch zu bringen - ein Versuch, 

der, wie bereits geschildert, erfolgreich 

war und mit dem Kompromiß zur 

Waffenlieferungsbeschänkung vom 

August 1982 endete. Von diesem Zeit­

punkt an schrumpften die Lieferungen 

der USA an Taiwan bis Ende der 80er 

Jahre - einem Bericht des US-Vertei- 

digungsministeriums zufolge - um jähr­

lich 20 Mio.USS.

Wollte Beijing den USA als den tradi­

tionellen Protektoren Taiwans ein ein­

geschränktes Waffenlieferungsrecht 
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noch gerade durchgehen lassen, so war 

es entschlossen, einen "Neuling" wie 

die Niederlande von vornherein in die 

Schranken zu weisen. Damit nicht auch 

noch andere Staaten auf eine ähnliche 

Idee kämen, beschloß Beijing, ein 

Exempel zu statuieren und zog, nach­

dem seine Proteste nichts gefruchtet 

haben, am 27.2.1981 seinen Botschaf­

ter aus Den Haag zurück.208 Gleichzei­

tig begann die VR China damit, die 

Beneluxländer gegeneinander auszu­

spielen: Während sie ihre Beziehungen 

zu den Niederlanden abkühlen ließ, 

durfte Belgien eine Zunahme chinesi­

schen Wohlwollens erfahren: Die bel­

gische Industrie erhielt u.a. Projektauf­

träge für den chinesischen Schienen­

verkehr, in der Schiffahrt und beim 

Hafenbau.209

Die U-Boot-Angelegenheit wurde zu 

einer Zerreißprobe in der holländi­

schen Innenpolitik: Während das Un­

terhaus sich gegen die U-Boot-Liefe­

rung wandte, wollte die Regierung an 

ihrer Ausfuhrgenehmigung festhalten.

Die Regierung in Taiwan, die das 

U-Boot-Geschäft nicht nur als einen 

simplen Liefervertrag, sondern gerade­

zu als einen außenpolitischen Testfall 

betrachtete,210 beschloß, die Strategie 

Beijings zu unterlaufen und einen wirt­

schaftlichen Köder auszulegen: Im 

März 1981 reiste eine Sonderaufkauf- 

kommission aus Taiwan in die Nieder­

lande und bestellte dort Waren im 

Werte von 90 Mio.USS,211 wobei wei­

tere Geschäfte in Aussicht gestellt 

wurden.

Gleichwohl gingen die Auseinander­

setzungen in Den Haag weiter und 

nervten die Regierung, die wahrschein­

lich schon damals den Vorsatz gefaßt 

hatte, das gegenwärtige Geschäft zwar 

noch durchzuziehen, sich in Zukunft 

aber auf kein ähnliches Projekt mehr 

einzulassen. Genau dies hatte die Bei­

jinger Politik beabsichtigt: nicht mehr 

und nicht weniger! Ganz in diesem 

Sinne unterbreiteten die Niederlande 

1984 der VR China einen Kompro­

mißvorschlag: Der gegenwärtige Ver­

trag solle abgewickelt, in Zukunft aber 

kein weiteres Kriegsgerät mehr an 

Taiwan geliefert werden.

Beijing war sowohl mit diesem Vor­

schlag als auch damit einverstanden, 

daß die beiderseitigen Beziehungen 

wieder auf Botschafterebene angeho­

ben wurden.

Taiwan verfolgte diese Entwicklung 

mit gemischten Gefühlen: Auf der ei­

nen Seite war es stolz darauf, daß es 

die Niederlande auf ihre Lieferungs­

verpflichtungen hatte festnageln kön­

nen, auf der anderen Seite aber mußte 

es ständige Preiserhöhungen schluk- 

ken, so daß statt der ursprünglich ver­

einbarten 10 Mrd.NT$ am Schluß 

29,6 Mrd. zu begleichen waren. Trotz­

dem hätte Taiwan am liebsten noch 

vier weitere Boote in Auftrag gegeben, 

doch diesmal blieb die Regierung in 

Den Haag hart.212

Die beiden U-Boote trafen im Dezem­

ber 1987 und im Mai 1988 in Taiwan 

ein. Während die Volksrepublik zu 

dieser Zeit über rd. 100 Einheiten die­

ses Typs verfügte, mußte sich Taiwan 

mit nunmehr insgesamt vier begnügen. 

Letztlich war damit Beijing am länge­

ren Hebel geblieben.

633.42.

Frankreich und Schweiz in der Versu­

chung

Eine ähnliche Affäre wiederholte sich 

1989, als das französische Wirtschafts­

ministerium den Verkauf von sechs 

Fregatten der Klasse Lafayette 

FL-3000 (1.200 BRT) im Werte von rd. 

1,3 Mrd.US$ für Taiwan freigab.

Auch diesmal reagierte Beijing prompt 

und drohte mit dem Abbruch der di­

plomatischen Beziehungen213 - und 

erneut setzte es sich durch. Schon eine 

Woche später, nämlich am lOJanuar, 

erklärte Paris alle Abmachungen mit 

Taiwan für null und nichtig.214 Der 

Grund: in Paris hatte sich das Außen- 

gegen das Wirtschaftsministerium 

durchgesetzt.

Zweimal hatte Beijing also mm poten­

tiellen Waffenlieferanten - den Nieder­

ländern und den Franzosen - die Zäh­

ne gezeigt und zweimal hatte es ob­

siegt. Kein Wunder, daß andere Staa­

ten nun höchst vorsichtig wurden: So 

lehnten es z.B. die Schweizer, belehrt 

von den niederländischen Erfahrun­

gen, im November 1983 ab, die Er­

laubnis zur Lieferung von 50 Panzern 

sowie von Luftabwehrgeräten an Tai­

wan zu erteilen. Als Begründung wur­

den die Beziehungen der Schweiz zur 

VR China angegeben, die nicht beein­

trächtigt werden dürften.215

Nur einem Land war es jetzt noch er­

laubt, wenigstens in bescheidenem 

Umfang Waffen an Taiwan zu liefern, 

nämlich den USA.

Taiwan Heß sich allerdings nicht ent­

mutigen, sondern beschloß achselzuk- 

kend mm zum Eigenbau überzugehen. 

Am gleichen Tag, an dem die französi­

sche Absage eintraf, wurde auf der 

Schiffswerft von Gaoxiong das Projekt 

eines Fregatten-Eigenbaus aufgelegt. 

Innerhalb von zehn Jahren, hieß es, 

sollten acht Fregatten der Perry-Klasse 

im Gesamtwert von 5,3Mrd.US$ ge­

baut werden. Die US-Firma Bath 

Ironworks sollte hierzu die nötige, in 

Taiwan nicht selbst vorhandene Tech­

nologie liefern 216

6.4.

Beiderseits der Taiwanstraße: Ent­

wicklungen und Optionen

6.4.1.

Tauwetter beiderseits der Taiwanstra­

ße

Noch in den 70er Jahren hatte sich 

Taibei den Wiedervereinigungsangebo­

ten Beijings, die man als Politik der 

tödlichen Umarmung empfand, zu ent­

ziehen versucht und war dadurch in ei­

ne passive Situation geraten, die nicht 

nur zu weiterer Isolierung der RCh 

führte, sondern zu allem Überfluß 

auch noch bei der eigenen Bevölke­

rung auf Unverständnis stieß.

Da es so nicht weitergehen konnte, be­

schloß Taiwan, aus seiner Reserve 

herauszugehen und mit der Volksre­

publik in einen friedlichen Wettstreit 

einzutreten. Hatte man doch erfreut - 

und eigentlich gar nicht so erstaunt - 

zur Kenntnis nehmen können, daß die 

seit Dezember 1978 zum Zug gekom­

menen Reformer um Deng Xiaoping 

dem Modell Taiwan insgeheim Be­

wunderung zollten und sich sogar mit 

einigen seiner Elemente bedient hat­

ten.

Rein physisch war die Volksrepublik 

der Insel Taiwan zwar unendlich über­

legen. In den 80er Jahren entsprach 

beispielsweise der jährliche Nettozu­

wachs an Bevölkerung fast der gesam­

ten Einwohnerschaft Taiwans. Und 

doch begann am Ende das kleine Tai­

wan Vorsprung zu gewinnen. Dieser 

David-Goliath-Vergleich tat wohl und 

wirkte zugleich ermutigend.

Der Aufbau, wie er sich in der Volks­

republik seit Beginn der Reformen im 

Dezember 1978 herausentwickelte, 

entsprach einem "gemischten Modell", 

das sich aus folgenden Elementen zu­

sammensetzte: (1) "sozialistische" Prin­

zipien, (2) Entfernung der sowjeti- 
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sehen Elemente, (3) Nachahmung des 

ungarischen Wirtschaftsmodells, (4) 

Übernahme amerikanischer Manage­

mentmethoden, (5) Orientierung an 

den Entwicklungserfahrungen Japans, 

(6) Beibehaltung einheimischer prakti­

scher Methoden und (7) "Lernen vom 

wirtschaftlichen Erfolg Taiwans".217

Diesseits und jenseits der Taiwanstra­

ße waren mm also Reformer am Werk: 

Deng Xiaoping hatte seine "Moderni- 

sierungs"-Version beim 3.Plenum des 

XI.ZK (Dezember 1978) durchsetzen 

können, und auch auf Taiwan kamen 

überall - wenn auch schon auf wesent­

lich höherem Niveau - neue Kräfte ans 

Ruder, vorerst zwar noch verborgen, 

doch ab 1986 voll ins Licht der Öffent­

lichkeit tretend.

Diese neue Konstellation färbte auch 

schon bald auf den beiderseitigen Um­

gangston ab:

Am 17 Juli 1981 gab das GMD-"Ar- 

beitskomitee für das chinesische Fest­

land" bekannt, daß die chinesischen 

Kommunisten in den öffentlichen Pu­

blikationen künftig nicht mehr als 

"Banditen" (fei), sondern als "chinesi­

sche Kommunisten" (zhonggong) be­

zeichnet, und daß in Zukunft auch nur 

noch vom "Regime des chinesischen 

Kommunismus" (zhonggong zheng- 

quan) gesprochen werden solle.

Die "Chicom" ihrerseits hatten den 

Wortgebrauch "Jiang-Banditenbande" 

(Jiang feibang) bereits seit der Frie­

densoffensive von 1979 aufgegeben 

und einen Politiker wie Jiang Jingguo 

fortan nur noch als "Herr" (xiansheng) 

betitelt.

Beim XILParteitag der GMD Anfang 

April 1981 wurde außerdem beschlos­

sen, den Ausdruck "glorreiche Rücker­

oberung des Festlands" (guangfu dalu) 

durch die Parole "Vereinigung nach 

den drei Volksprinzipien" zu ersetzen. 

Das kommunistische Regime sollte 

m.a.W. nicht mehr gewaltsam gestürzt, 

sondern statt dessen von innen her 

aufgeweicht werden: Man brauchte ei­

gentlich nur noch zu warten, bis sich 

das dem Volk so fremd gebliebene und 

von ihm gehaßte Herrschaftssystem 

von selbst auflöse.218

Noch freilich galt für die RCh-Regie- 

rung die 1980 festgelegte "Politik der 

drei Nein" (san bu), die es ablehnte, 

mit dem "chinesischen kommunisti­

schen Regime" (1) zu verhandeln,

(2) Kompromisse zu schließen und

(3) Kontakte aufzunehmen.

Die Theorie war freilich das eine, die 

Alltagspraxis aber das andere. So wur­

de beispielsweise mit Beginn der 80er 

Jahre Hongkong zu einer Art Hinter­

tür, durch die sich Taiwanesen in aller 

Heimlichkeit schlichen, um auf dem 

Festland Geschäfte abzuschließen oder 

aber Verwandte wiederzutreffen, die 

sie drei Jahrzehnte lang nicht mehr ge­

sehen hatten. Alle drei Seiten - die Be­

hörden in Taiwan, in der Volksrepu­

blik und in Hongkong - drückten dabei 

mehr als ein Auge zu.

Während das Erklärungsverhalten 

nach außen hin starr und dogmatisch 

blieb, zeigten sich im Alltag zuneh­

mend Flexibilität und Improvisations­

bereitschaft - ein typisch chinesischer 

"Widerspruch"!

Da die RCh-Regierung durch vor­

schnelles Nachgeben Gesicht verloren 

hätte, mußte sie sich auf kleinste 

Schritte beschränken:

- Am 2.11.1987 z.B. gestattete sie zum 

ersten Mal den Besuch von Verwand­

ten ersten und zweiten Grades auf dem 

Festland. Damit hatte sie nicht nur der 

normativen Kraft des Faktischen 

Rechnung getragen und Vorgänge le­

galisiert, die ohnehin schon alltäglich 

geworden waren, sondern überdies 

dem Drängen einflußreicher Politiker, 

nicht zuletzt auch hoher Offiziere, 

nachgegeben, die fast ausschließlich 

vom Festland stammten und sich nicht 

ewig mit Besuchsversprechungen ver­

trösten lassen wollten.

Nun schien es kein Halten mehr zu ge­

ben. Innerhalb eines einzigen Jahres 

machten 164.000 Taiwanesen von der 

neuen Besuchsmöglichkeit Gebrauch. 

Vermutlich gab es daneben aber noch 

zahllose weitere Festlandsbesucher, die 

illegal in die Volksrepublik einreisten; 

zumindest waren die Sitzplätze auf der 

Flugstrecke Taiwan-Hongkong trotz 

zusätzlich eingelegter außerplanmäßi­

ger Flüge so knapp geworden, daß 

manche Rückkehrer in Hongkong oft 

viele Tage lang ausharren mußten, ehe 

sie einen Platz ergattern konnten.

- Am 3.Juni 1988 dehnte der Exeku­

tivyuan unter dem Druck der Öffent­

lichkeit den Besucherkreis auf den 

dritten und vierten Verwandtschafts­

grad (Vettern und Cousinen) aus. Au­

ßerdem wurde die Besuchsspanne jetzt 

auf ein ganzes Jahr ausgeweitet.219

- Im Gegenzug mußte nun auch Bei­

jing Farbe bekennen und erließ in der 

Tat am 9.November 1988 seinerseits 

Bestimmungen, denen zufolge Ver­

wandtenbesuche in Taiwan bei schwe­

rer Erkrankung oder Todesgefahr er­

laubt sein sollten 220 Die Regierung in 

Taibei hatte gegen diese neue Großzü­

gigkeit nichts einzuwenden, kündigte 

aber an, allen Personen die Einreise 

verweigern zu wollen, die der KPCh 

oder einer "rebellischen Organisation" 

angehörten - was immer das war.

- Auch sonst bahnte sich das Leben 

neue - und häufig originelle - Wege. 

Im Mai 1989 beispielsweise schifften 

sich 300 fromme Fischer aus Taiwan 

auf 19 Kuttern als Pilger zur Meeres­

göttin Mazu nach Fuzhou ein, obwohl 

der Direktverkehr zwischen beiden 

Ufern der Taiwanstraße nach wie vor 

verboten war.221 Die Regierung erhob 

auch diesmal keine Einwendungen.

- Weitere Kontakte wurden dagegen 

nicht nur geduldet, sondern ausdrück­

lich legalisiert. So durften beispielswei­

se seit dem lOJuni 1989 die Einwoh­

ner Taiwans via Hongkong mit dem 

chinesischen Festland telefonieren; ab 

30Juni konnte über einen dritten Ort 

auch telegrafiert werden. Ferner durf­

ten die Bürger Taiwans ab lOJuni 

Briefe direkt per Post, d.h. nicht mehr 

über das Rote Kreuz, nach Festland­

china schicken.222

- Im April 1989 genehmigte der Exe­

kutivyuan Dienstreisen für Journalisten 

und Filmemacher. Auch Lehrer konn­

ten von jetzt an während der Sommer­

und Winterferien Verwandte auf dem 

chinesischen Festland besuchen; aus­

genommen von diesen Bestimmungen 

blieben nur Soldaten, Polizisten und 

Geheimnisträger.223

- Auch im Bereich des Handels be­

gann die Front gegenüber dem Fest­

land langsam abzubröckeln. Noch im 

Mai 1988 waren zwei Geschäftsleute 

aus Taiwan wegen direkter Geschäfts­

beziehungen zum Festland (Ankauf 

von Jungaalen) zu 5 Jahren Gefängnis 

und zwei andere wegen Investitionen 

auf dem Festland vor Gericht gestellt 

worden, wobei die Anklage jeweils al­

len Ernstes auf "Unterstützung von 

Rebellen" lautete 224
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Gleichzeitig aber waren die indirekten 

Handelsverbindungen via Hongkong 

und Singapur seit nunmehr schon drei 

Jahren kaum noch behindert worden - 

ein Widerspruch, den die Regierung 

auf die Dauer nicht tragen konnte, 

zumal die VR China am 6Juli 1988 

Sondervorschriften zur Förderung von 

Investitionen taiwanesischer Firmen 

auf dem Festland erlassen hatte, die at­

traktive Bedingungen enthielten.

- Stillschweigend war die RCh-Regie- 

rung mittlerweile auch zu einer immer 

großzügigeren Auslegung des Begriffs 

"indirekt" übergegangen. Der Besuch 

der RCh-Finanzmmisterin in Beijing 

galt nach der offiziellen Sprachrege­

lung beispielsweise nur als "indirekter" 

Kontakt, weil sie dort nicht irgendeine 

chinesische Stelle kontaktiert, sondern 

lediglich an einer Tagung der Asiati­

schen Entwicklungsbank teilgenom­

men habe. Was Waren anbelangt, so 

galten sie dann als "indirekt" angelie­

fert, wenn das transportierende Schiff 

die Volksrepublik nicht als Endziel, 

sondern lediglich als Zwischenstation 

anlief.

Am 10 August 1988 wurde zum ersten 

Mal ein Mann freigesprochen, der an­

geklagt worden war, mit dem chinesi­

schen Festland Direkthandel betrieben 

zu haben.225

Am ö.September 1988 erklärte der Ju­

stizyuan, daß Direkthandel mit Firmen 

des chinesischen Festlands kein Delikt 

im Sinne der tatbestandsmäßigen "Un­

terstützung von Rebellen" darstelle, so­

fern es sich bei den Waren nicht um 

Kriegsmaterial handle.226

Am 2O.Juli 1988 erließ das Wirt­

schaftsministerium in Taibei einen Be­

schluß, demzufolge 50 in einer Liste 

aufgeführte Rohstoffe künftig indirekt 

vom Festland importiert werden dürf­

ten.227

Bis zur offiziellen Legalisierung auch 

des Direkthandels konnte es jetzt nur 

noch ein kleiner Schritt sein.

- Hand in Hand mit diesen Aufwei­

chungserscheinungen gab es auch insti­

tutionelle Lockerungsübungen, die sich 

freilich in höchst subtiler Weise vollzo­

gen: Am 24.April 1986 beispielsweise 

entstand innerhalb des Beijinger Au­

ßenministeriums ein "Büro für Taiwan- 

Angelegenheiten".228 Solche taiwan­

orientierte Gremien hat es zwar be­

reits in Parteiorganisationen (dort so­

gar beim ZK der KPCh), beim Mini­

sterium für Außenhandel und bei der 

Nationalen Politischen Konsultativkon­

ferenz gegeben. Warum aber die Ein­

richtung eines Taiwan-Amts nun auch 

beim Außenministerium? Sollte dies 

bedeuten, daß Taiwan als "Ausland" 

anerkannt werden sollte? Beijing ver­

neinte die Frage. Vielmehr sei das 

Gremium im-Hinblick auf die bevor­

stehende Tagung der Asiatischen Ent­

wicklungsbank erfolgt. Nachdem es 

zwischen Beijing und der AEB zu der 

Vereinbarung gekommen war, daß die 

Volksrepublik das ganze China, ein­

schließlich Taiwans, in der AEB reprä­

sentieren solle, habe es gegolten, die­

sem Tatbestand auch organisatorisch 

Rechnung zu tragen 229

Umgekehrt entstanden auch auf Tai­

wan. im August 1988 kurz hintereinan­

der neue Festlandsämter, nämlich ein 

Regierungs- und ein GMD-Organ, de­

nen die Aufgabe obliegen sollte, das 

weitere Vorgehen gegenüber dem chi­

nesischen Festland zu überdenken. 

Das Regierungsgremium erhielt den 

Namen "Arbeitsausschuß für Fest­

landsangelegenheiten" (Dalu gongzuo 

huibao), der GMD-Ausschuß die Be­

zeichnung "Leitende Arbeitsgruppe für 

Festlandsangelegenheiten" (Dalu 

gongzuo zhidao xiaozu). Im Regie­

rungsgremium waren Vertreter aus 

den Wirtschafts-, Wissenschafts- und 

Sicherheitsressorts vertreten, in der 

Parteigruppe die Vorsitzenden der 

Ausschüsse für internationale Bezie­

hungen, für Militärwesen u.dgl.230

- Am 17.Mai 1986 fand zum ersten 

Mal seit 1946 wieder eine offizielle 

chinesisch-chinesische Begegnung 

statt, und zwar auf "neutralem" Boden, 

d.h. in Hongkong. Anlaß war die Ent­

führung eines nationalchinesischen 

CAL-Jumbos (Boeing 747) in die VR 

China. Als Gesprächspartner traten 

auf der einen Seite Funktionäre der 

CAAC (also der staatlichen volksrepu­

blikanischen Fluggesellschaft) und auf 

der anderen Seite Vertreter der taiwa- 

nesischen CAL (China Air Lines) auf. 

Beide Seiten betonten, daß es sich bei 

ihren Gesprächen nicht um den Beginn 

einer neuen Politik, sondern lediglich 

um einen exzeptionellen Einzelfall 

handle.231 Einen weiteren Anlaß für 

Taibei, noch stärker als bisher aus der 

Reserve herauszugehen, lieferte das 

Tiananmen-Massaker vom 4Juni 1989. 

Regierung und Öffentlichkeit Taiwans 

reagierten auf die Beijinger Vorgänge 

in zweifacher Weise: Auf der einen 

Seite kam es in allen größeren Städten 

der Insel zu wochenlangen Protestver­

sammlungen und Trauerfeiem für die 

Opfer. Staatspräsident Li Denghui rief 

am 4.Juni morgens die Staats-, Partei- 

und Militärführung zu einer Dringlich- 

keitssitzung ein, nach deren Abschluß 

eine Presseerklärung herausgegeben 

wurde, die die Greueltaten der kom­

munistischen Machthaber verurteilte 

und die Streitkräfte in Alarmbereit­

schaft versetzte.232 Im gleichen Atem­

zug gab die Regierung jedoch zu ver­

stehen, daß Angriffe auf das Festland 

auch jetzt nicht geplant seien, sondern 

daß Taiwan sich auf eine politische Of­

fensive beschränken wolle.233

Auf der anderen Seite nutzte Taibei 

die Tiananmen-Vorgänge als nacht­

schwarze Folie, vor der es seine eige­

nen Errungenschaften - politische 

Demokratisierung und wirtschaftliche 

Liberalisierung - um so leuchtender 

und wirkungsvoller präsentieren konn­

te. Die Regierung zeigte auch Genug­

tuung darüber, daß, wie sie meinte, die 

wichtigsten Impulse für die festländi­

sche Studentenbewegung von Taiwan 

ausgegangen seien. Der Regierungs­

sprecher bemerkte dazu am 7Juni 

1989, daß "einer der Gründe für die 

Entstehung der Demokratiebewegung 

in unserer Politik liegt, der Bevölke­

rung den Besuch der anderen Seite 

Chinas zu gestatten. Ich denke, die Er­

folgsgeschichte Taiwans war einer der 

wesentlichen Faktoren, die die Demo­

kratiebewegung ausgelöst haben. Des­

halb werden wir mit unserer Politik 

der Öffnung zur anderen Seite fortfah­

ren... Seit November 1986 ... haben wir 

gut eine halbe Million Menschen zur 

anderen Seite reisen lassen... Den 

Festlandschinesen ist dadurch die Er­

folgsgeschichte Taiwans voll ins Be­

wußtsein gekommen. Wir haben ihnen 

auch erklärt, daß sie ihr Land auf die 

gleiche erfolgversprechende Weise 

weiterentwickeln könnten, wie wir es 

hier getan haben. Dies war einer der 

wesentlichen Gründe, die den massi­

ven Anspruch auf Demokratie und 

Freiheit hervorgerufen haben."234 An 

anderer Stelle hieß es, daß "Demokra­

tie die beste Verteidigung Taiwans ge­

gen China ist".235 Zumindest die Füh­

rung in Beijing scheint Aussagen dieser 

Art emstgenommen zu haben; denn 

plötzlich zeigte die Volksrepublik, die 

in der Taiwan-Frage vorher so lange 

"am Drücker" gewesen war, Berüh­
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rungsängste und zuckte fast zurück, als 

Li Denghui am 2O.Mai 1990 die Initia­

tive ergriff und mit einer Reihe von 

Gesprächsvorschlägen aufwartete, von 

denen Beijing, das ja immer noch un­

ter den Nachwirkungen des Tianan- 

men-Schocks litt, offensichtlich über­

rascht und in Bedrängnis gesetzt wur­

de. Als Taiwan nun plötzlich auch dem 

von Beijing seit Jahren geäußerten 

Wunsch nach Postaustausch nachgab, 

war die VRCh-Regierung wenig begei­

stert und begann schon bald dagegen 

zu protestieren, daß sich in den Post­

sendungen antikommunistische Propa­

ganda befinde, und daß Taiwan den 

neuen Verbindungsweg dazu mißbrau­

che, "psychologische Kriegsführung1' 

gegen die VR China zu betreiben.236

Auch beschuldigte Beijing den taiwa- 

nesischen Geheimdienst, während der 

Mai- und Juni-"Unruhen" Agenten aufs 

Festland entsandt zu haben, die dort 

Studenten und Arbeiter gegen die Re­

gierung aufgehetzt hätten. In diesem 

Zusammenhang seien am 22.Juni 13 

Taiwan-Agenten verhaftet worden.237

Taiwan triumphierte: Es war aufgrund 

seiner Wohlhabenheit und seiner 

"Vorzeigbarkeit" für die Bewohner des 

Festlands so attraktiv geworden, daß es 

gute Chancen sah, mit Erfolg in den 

Wettbewerb um die "Hirne" der dorti­

gen Menschen einzutreten. Am Ende 

werde sich der Bessere durchsetzen.

Auf der anderen Seite durchlöcherte 

diese neue Vorwärtsstrategie sowohl 

den Geist als auch den Buchstaben der 

eigenen "Drei-Nein-Politik". Zusätzlich 

begann die Regierung eine Feinfühlig­

keit gegenüber dem Festland an den 

Tag zu legen, wie sie wenige Jahre 

vorher noch undenkbar gewesen wäre. 

Ein Beispiel dafür war die Prämienpo­

litik für geflohene Festländer. Als bei­

spielsweise am 12.Mai 1988 zwei Ar­

beiter aus Kunming eine CAAC-Ma- 

schine vom Typ Boeing 737/200 mit 

107 Passagieren nach Taiwan entführ­

ten, kamen zum ersten Mal in der öf­

fentlichen Diskussion Bedenken auf, 

ob man die Entführer nicht eher als 

Terroristen denn als Helden behan­

deln sollte. Während Flugzeugentfüh­

rer nach § 77 des taiwanesischen "Ge­

setzes gegen Verbrechen in der Zivil­

luftfahrt" in aller Regel zum Tode ver­

urteilt wurden, hatten sie, wenn sie das 

gleiche Verbrechen gegenüber der VR 

China begingen, bisher sogar Geld­

prämien erhalten.238 Im Gegensatz zu 

früher wurde der neue Entführungsfall 

schnell "bereinigt". Schon wenige Stun­

den nach ihrem Eintreffen durfte die 

Maschine wieder aufs Festland zurück­

fliegen, und auch von Jubelpropaganda 

zugunsten der beiden Entführer konn­

te diesmal keine Rede sein. Zum er­

sten Mal fühlte man sich in Taiwan von 

dem Geschehen peinlich berührt.

Eine weitere ungewöhnliche Geste 

Taiwans gegenüber dem Festland be­

stand darin, daß die Regierung das 

Rundfunkschiff "Göttin der Demokra­

tie", das im Sommer 1990 seine Sen­

dungen vor der Festlandküste aufneh­

men und im Sinne der Überlebenden 

des Tiananmen-Massakers aufklärend 

wirken sollte, praktisch außer Gefecht 

setzte. Zwar hatte die Bevölkerung von 

Gaoxiong der Besatzung einen begei­

sterten Empfang bereitet, doch hatte 

die Regierung unter fadenscheinigen 

Vorwänden die radiotechnischen An­

lagen beschlagnahmen lassen. Da auch 

die japanische Regierung Versuche zur 

Beschaffung von Ersatzgeräten verei­

telte, mußte die "Göttin der Demokra­

tie" ihr Vorhaben aufgeben.

6.42.

Sechs Kontaktebenen

6.42.1.

Die politische Ebene: Dialog auf Re- 

gierungs- oder auf Parteiebene?

Im politischen Bereich ging es zwi­

schen beiden Seiten inhaltlich um die 

Wiedervereinigungsfrage, prozessual 

aber um die Gesprächsebene: Wäh­

rend Taiwan der VR China Verhand­

lungen auf Regierungsebene anbot, 

wobei stets der Grundsatz der "Ge- 

sprächsgleichrangigkeit" (duideng tan- 

pan) gelten sollte, wollte Beijing 

gleichberechtigte Verhandlungen nur 

auf Parteiebene, d.h. zwischen KPCh 

und GMD, zulassen.239

Diese verschiedenen Entwürfe ent­

sprachen den beiderseits der Taiwan­

straße bevorzugten Interpretationen 

der derzeitigen politischen und rechtli­

chen Lage in China: Während Taibei 

seinen Vorschlag zu Regierungs/Re- 

gierungs-Gesprächen mit dem Hinweis 

begründete, daß derzeit - entsprechend 

den realen Gegebenheiten - von "einem 

Land und zwei Regierungen" auszuge­

hen sei, stützte Beijing die von ihm 

vorgeschlagenen Partei/Partei-Ver- 

handlungen auf die alte Deng Xiao­

ping-Formel von "einem Land und zwei 

Systemen" sowie auf das Postulat, daß 

hier nicht zwischen zwei Staaten oder 

zwei Regierungen, sondern zwischen 

dem Zentrum und einer Provinz ver­

handelt werde.240

Einig waren sich beide Seiten dann 

aber wiederum darin, daß es nach wie 

vor nur ein einziges China gebe und 

daß Taiwan nichts anderes sei als eine 

Provinz dieser "Volksrepublik" oder 

"Republik China" - je nach Interpreta­

tion.241

6.422.

Die wirtschaftliche Ebene: Unausge­

schöpftes Potential

Handel mit einem so interessanten 

Partner wie Taiwan zu treiben, war für 

die chinesischen Reformer von Anfang 

an ein außenwirtschaftliches Hauptan­

liegen.

In seiner Umarmungsstrategie gegen­

über Taiwan hatte Beijing deshalb be­

reits am 2April 1980 einen entschei­

denden Schritt getan, indem es die In­

sel zum Zollinland erklärte. Ausländi­

sche Schiffe, die bereits in Taiwan eine 

Hafengebühr entrichtet hatten, 

brauchten von nun an in Häfen der 

Volksrepublik kein zweites Mal mehr 

zu zahlen. Beijing hatte auch nichts 

dagegen einzuwenden, daß zahlreiche 

Firmen, vor allem solche amerikani­

scher Provenienz, Niederlassungen so­

wohl in Taiwan als auch auf dem Fest­

land unterhielten.242

Das Unternehmertum Taiwans konnte 

den attraktiven Angeboten des Fest­

lands nicht lange widerstehen und 

drängte - einem vier Jahrzehnte beste­

henden Tabu zuwider - mit aller Macht 

auf den festländischen Markt, der, wie 

wahrscheinlich kein anderer Wirt­

schaftsraum der Welt, in Zukunft ein­

mal für Taiwan interessant werden 

konnte.

Zwar durften, wie bereits erwähnt, bis 

in die 90er Jahre hinein, keine direkten 

Handelsbeziehungen aufgenommen 

werden - illegale Schmuggelgeschäfte 

in der Taiwanstraße waren einstweilen 

die Ausnahme -, doch wurde der indi­

rekte Warenaustausch via Hongkong 

und Singapur vom Rinnsal schnell zur 

Springflut. Nach Statistiken des Hong­

konger Zollamts erhöhte er sich 1989 

gegenüber dem Vorjahr um gleich 

28% und erreichte eine Höhe von 

3,483 Mrd.USS, wovon Taiwan 2,896 

Mrd. aufs Festland exportierte, wäh­

rend es von dort für 586,9 Mio. impor­
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tierte - ein Überschuß zugunsten der 

Inselwirtschaft von 2,309 Mrd.USS.243 

Nimmt man noch andere Handels­

ströme, vor allem über Singapur, hin­

zu, so dürfte der Gesamtumsatz im 

zwischenstaatlichen Handel 1989 bei 

vermutlich 3,7 Mrd.USS gelegen ha­

ben.244

Hongkong rieb sich angesichts von 

Umsätzen dieser Größenordnung die 

Hände: doch stets mußte es sich fra­

gen, wielange der Segen noch anhielt; 

schon 1990 war ja abzusehen, daß der 

zwischenstaatliche Handel früher oder 

später nicht mehr indirekt, sondern di­

rekt abgewickelt würde; es handelte 

sich hier nicht mehr um eine Frage des 

Ob, sondern nur noch des Wann. Die­

ser Schluß war um so mehr gerechtfer­

tigt, als Ende 1989 in Taiwan eine Rei­

he führender Unternehmer die "Ge­

sellschaft für die Koordination des 

Handels zwischen beiden Ufern der 

Taiwanstraße" ins Leben gerufen hatte. 

Die neue Organisation entsandte im 

Mai 1990 eine erste Delegation mit zu­

sammen 78 Unternehmern in die 

Volksrepublik, die von Außenhan­

delsminister Zheng Tuobin be,grüßt 

und zu umfangreicheren Investitionen, 

vor allem ins Hinterland, eingeladen 

wurde. Kapitaltransfer und Handel 

zwischen beiden Seiten seien ja, ge­

messen an den Möglichkeiten, noch 

bei weitem nicht ausgeschöpft.

Inzwischen hatte sich auch der direkte 

Handel - sprich der Schmuggel über 

die Taiwanstraße hinweg - so zügig 

entwickelt, daß die Regierung in Tai­

wan es für ratsam hielt, die Notbremse 

einzulegen. Im Januar 1990 wurde zu 

diesem Zweck das "7.Korps der Luft- 

und Seepolizei" als neues Kontrollin­

strument eingerichtet, das seither mit 

seinen Schiffen vor der taiwanesischen 

Küste patrouillierte.245

Mitte Mai 1990 verabschiedete der Le­

gislativyuan ein Gesetz, mit dem die 

bislang stillschweigend geduldeten 

wirtschaftlichen Kontakte Taiwans 

zum Festland auf eine weitere rechtli­

che Grundlage gestellt wurden. Da­

nach konnten taiwanesische Geschäfts­

leute und Unternehmen über Dritte, 

darunter auch über ihre eigenen Filia­

len im Ausland (!), Handel mit China 

betreiben oder investieren. Ausge­

nommen davon blieben lediglich Rü­

stungskonzerne, Hightechbetriebe so­

wie Unternehmen, deren Forschungen 

von der Regierung subventioniert wer­

den. Gleichzeitig stimmten die Abge­

ordneten einer Erhöhung der indirek­

ten Importe aus der Volksrepublik und 

einer weiteren Liberalisierung der Ex­

portbestimmungen zu.

Es war nun nur noch eine Frage der 

Zeit, bis auch die letzten Schranken 

fielen.

6.423.

Investitionen auf dem Festland

Eine zunehmende Bedeutung erhielten 

die taiwanesischen Investitionen auf 

dem Festland, vor allem in der Taiwan 

direkt gegenüberliegenden Provinz Fu- 

jian mit ihrer Wirtschaftssonderzone 

Xiamen.246 Dort hatte die Volksrepu­

blik am 20.Juni 1989 eine eigens für 

taiwanesische Unternehmer bestimmte 

Investitionszone eröffnet.24Bekannt­

lich ist die Provinz Fujian - neben 

Guangdong - die am meisten "übers 

Meer blickende Provinz" Chinas und 

Heimat von rd. 700.000 Auslandschine­

sen, die überall in der Welt leben und 

ihrerseits wiederum z.T. verwandt­

schaftliche Beziehungen nach Taiwan 

unterhalten.248

Zum eigentlichen Investitionsdurch­

bruch kam es dort 1989, als nämlich 

die Gesamtinvestitionssumme gegen­

über dem Vorjahr um gleich 485% zu­

nahm. Allein für ein einziges, nicht nä­

her genanntes Grundprojekt sollen 

200 Mio.USS eingebracht worden sein. 
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Ebenso wie beim Handel war auch bei 

den Investitionen kein Direktverkehr 

erlaubt. Taiwanesische Unternehmer 

mußten deshalb Partnerfirmen in 

Hongkong zuschalten oder dort eigene 

Scheinfirmen gründen, um "legal" in 

der VR China auftreten zu können. 

1989 besuchte einer der einflußreich­

sten Unternehmer Taiwans, Wang 

Yongqing, mehrere Male das Festland, 

um über Investitionen in Höhe von 

3,6 Mrd.USS im Zusammenhang mit 

dem Bau einer Gastrennungsanlage zu 

verhandeln. Wangs Firmengruppe 

"Taiwan Plastics" besitzt einen Anteil 

von 38% an der gesamten petrochemi­

schen Produktion der Insel.250

Der Druck auf die Regierung in Tai- 

bei, weitere Liberalisierungsmaßnah­

men im chinesisch-chinesischen Wirt­

schaftsverkehr zuzulassen, wuchs mm 

fast von Monat zu Monat. Die Regie­

rung gab denn auch fast überall nach, 

sei es nun durch einschlägige Regelun­

gen oder ganz einfach durch still­

schweigende Duldung der investiven 

Praktiken.

Am lö.Dezember 1989 kam es darüber 

hinaus in Hongkong zu einer ersten 

(halboffiziellen) Abmachung zwischen 

beiden Seiten. Zweck war die Rege­

lung von Modalitäten der Handels­

und Investitionsabwicklung sowie von 

Arbitragefragen.

Partner dieses Abkommens waren auf 

VRCh-Seite das "Komitee für die Ko­

ordination von Wirtschafts- und Han­

delsangelegenheiten zwischen beiden 

Seiten der Taiwanstraße" und auf der 

anderen Seite das taiwanesische "Ko­

mitee zur Koordination von Handels­

angelegenheiten zwischen beiden Sei­

ten der Taiwanstraße". Beide Seiten 

einigten sich u.a. darauf, einmal pro 

Jahr zu einer gemeinsamen Tagung 

zusammenzutreten und früher oder 

später vielleicht sogar eine gemeinsa­

me Organisation ins Leben zu rufen.

Im Juli 1990 fand in Beijing eine drei­

tägige Konferenz über Handel und In­

vestitionen zwischen China und Taiwan 

statt, an der rd. 600 Unternehmer von 

der Insel teilnahmen, die anschließend 

sogleich in die für Investitionen inter­

essanten Gebiete, vor allem in die 

Wirtschaftssonderzone der Provinz Fu­

jian, reisten. Die VR-Seite betonte in 

diesem Zusammenhang, daß China vor 

allem an Investitionen in der Landwirt­

schaft, im Energiesektor, im Transport 

und im Rohstoffbereich interessiert 

sei, weniger dagegen an Engagements 

in Leichtindustriebereichen wie Texti­

lien, Elektronik und Haushaltsgeräten. 

Diese Klarstellung wirkte auf manchen 

Teilnehmer wie eine kalte Dusche, da 

taiwanesische Investoren gerade in den 

zuletzt genannten drei Bereichen das 

stärkste Einstiegsinteresse hatten. 

Gleichwohl ließen sich die Investitio­

nen kräftig an:

Bis Mitte Mai 1990 hatten bereits 700 

taiwanesische Unternehmer Produk­

tionsstätten auf dem Festland errichtet, 

wobei sich eine Tendenz von kurzfri­

stig-arbeitsintensiven zu langfristig-ka­

pitalintensiven Projekten abzeichnete. 
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Seminare über Festlandsinvestitionen 

gehörten von jetzt an zu den festen Be­

standteilen taiwanesischer Betriebs­

schulungen oder aber der neuen Semi­

narzentren.252
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Im Juli 1990 erließ das Kabinett in 

Taibei eine Bestimmung, derzufolge 

Direktinvestitionen auf dem Festland 

erlaubt sein sollten, allerdings nur in 

den Bereichen Textilien, Landwirt- 

schaftschemikalien, Unterhaltungs­

elektronik, Nahrungsmittel, Schuhe, 

Spielzeuge, Schirme, Fahrräder, Sport­

geräte und Geschenkartikel.253 Der 

Begriff "indirekt" wurde durch solche 

"Klarstellungen" immer mehr einge­

engt und ausgehöhlt. Offensichtlich 

ging es hier nicht mehr um die Sache, 

sondern nur noch um die Form - 

sprich: die Wahrung des Gesichts.

6.42.4.

Der Besucherstrom

Nach jahrelanger Kontaktsperre war es 

am 27.März 1980 zum ersten Mal zu 

einem öffentlichen Kontakt zwischen 

den Bevölkerungen auf beiden Seiten 

der Taiwanstraße gekommen, als näm­

lich 17 Seeleute aus der VR China, die 

auf dem deutschen Frachter Joseph 

Roth angeheuert hatten, in Taiwan 

landeten und von der Jilonger "Ge­

werkschaft der Seeleute" eingeladen 

wurden, einen Landgang zu unterneh­

men und durch die Straßen und Kauf­

häuser Taibeis zu flanieren. Überall 

wurden sie von der Bevölkerung 

freundlich begrüßt und revanchierten 

sich auf artige Weise, indem sie ihrer 

Bewunderung über den hohen Lebens­

standard und die Wirtschaftsentwick­

lung Taiwans Ausdruck verliehen. Der 

Landgang wurde übrigens auch von 

der volksrepublikanischen Presse be­

grüßt.2533

Was damals noch als Sensation emp­

funden wurde, sollte schon wenige Jah­

re später zur schlichten Normalität 

werden, zumindest was den Ansturm 

taiwanesischer Besucher auf dem Fest­

land anbelangt. In den 80er Jahren 

war, wie oben ausgeführt, die "Drei 

Nein"-Politik Taibeis immer mehr auf­

geweicht worden, sei es nun, daß der 

Reiseverkehr von Verwandten ersten 

und zweiten Grades auf solche dritten 

und vierten Grades bis hin zum allge­

meinen Tourismus ausgeweitet wurde, 

sei es, daß Journalisten aufs Festland 

reisen durften, daß der direkte Handel 

via Hongkong dramatisch zunahm, und 

daß sogar eine politische Delegation 

nach Beijing kam. All dies führte dazu, 

daß niemand mehr etwas Besonderes 

dabei fand, wenn beispielsweise 1989 

nicht weniger als 541.000 Taiwanesen 

das Festland besuchten - eine Zunah­

me gegenüber dem Vorjahr um gleich 

23,6%, obwohl der allgemeine Touri­

stenstrom wegen des Tiananmen-Mas- 

sakers im gleichen Jahr um 22,7% zu­

rückgegangen war.

Die Touristen aus Taiwan waren damit 

quantitativ zur Nummer 2 der Fest­

landsbesucher geworden - gleich hinter 

den Tongbaomen aus Hongkong und 

Macau.

Auch das Festland hatte inzwischen, 

wie erwähnt, Visiten nach Taiwan zu­

gelassen, doch gab es hier keinen 

Strom, sondern nur ein Rinnsal Im 

übrigen fanden sich unter den An­

kömmlingen vom Festland Personen, 

die von Beijing nicht ins Auge gefaßt 

worden waren, nämlich zahlreiche fest­

ländische Wissenschaftler, die auf der 

Insel um Asyl nachsuchten. Zu diesen 

"Umsiedlern" gehörten auch Stipendia­

ten des DAAD und der Humboldt- 

Stiftung.254

6.42.5.

Torso "Volksdiplomatie"

Auf der fünften Schiene, nämlich bei 

gemeinsamen kulturellen Veranstal­

tungen, war es zu Beginn der 90er da­

gegen noch ruhig geblieben. Die 

Volksrepublik hatte seit 1981 zwar 

auch hier Kontakte angeboten, war 

damit aber in Taibei auf eisige Ableh­

nung gestoßen. Als umgekehrt Taiwan 

im Zuge der Tiananmen-Affäre die 

Initiative ergreifen wollte, war die Rei­

he an Beijing, die kalte Schulter zu zei­

gen.

6.42.6.

Die militärische Ebene

Auf Gewaltanwendung gegen Taiwan 

wollte die Beijinger Führung auch jetzt 

noch nicht verzichten, zumindest nicht 

ausdrücklich, obwohl sie immer wieder 

betonte, daß ihr an einer friedlichen 

Wiedervereinigung gelegen sei, und 

daß es ihr vorerst vor allem um die 

Herstellung der "drei Verbindungen" 

im Post-, Verkehrs- und Handelsbe­

reich gehe.255

Verständlich, daß man sich in Taibei 

immer wieder die Frage stellte, unter 

welchen Bedingungen Beijing 

schlimmstenfalls entschlossen wäre, 

wieder zu den Waffen zu greifen. 

Hierzu gab es zwei Antworten:

- Deng Xiaoping hatte 1985 geäußert, 

daß die Volksrepublik einen militäri­

schen Angriff auf Taiwan nur unter 

fünf Bedingungen ins Auge fassen 

würde: Anlehnung Taibeis an Moskau, 

Entwicklung von Atomwaffen, Unab­

hängigkeitserklärung Taiwans, Entste­

hung chaotischer Zustände im Zuge 

von Nachfolgestreitigkeiten, nicht zu­

letzt auch bei langfristiger Weigerung 

Taiwans, sich auf Wiedervereinigungs­

gespräche einzulassen.256

- Hu Yaobang hatte im Mai 1985, also 

zu einer Zeit, da er noch Generalse­

kretär der KPCh war, darauf hingewie­

sen, daß China gegenüber Taiwan 

nicht auf Anwendung von Gewalt ver­

zichten wolle. Momentan sei ein sol­

ches Unterfangen zwar nicht beson­

ders aussichtsreich, doch zehn Jahre 

später sehe die Lage schon ganz an­

ders aus. Chinas Militär sei so lange 

schwach, als auch seine Wirtschaft auf 

dünnen Beinen stehe.257

Sieht man von diesen etwas martiali­

schen Erklärungen ab, so gab es in der 

täglichen Wirklichkeit keinen Anlaß 

für eine Kriegsgefahr, vor allem nach­

dem die VR China mit Wirkung vom 

1.Januar 1979 die Beschießung von 

Jinmen ein-für allemal eingestellt hat­

te, und nachdem es auch sonst kaum 

noch zu feindlichen Schiffs- und Flug­

zeugberührungen gekommen war.

Die Chinesen auf beiden Seiten der 

Taiwanstraße brauchten sich nur einen 

Augenblick lang an die Zustände der 

50er und 60er Jahre erinnern, um so­

gleich zu wissen, wie sehr sich die Lage 

inzwischen verbessert hatte. Ungeach­

tet dessen freilich setzte Beijing seine 

Abschreckungspolitik gegen all jene 

Länder oder Firmen fort, die Anstalten 

machten, an Taiwan Waffen zu liefern

- man denke an die Niederlande und 

Frankreich.

Mitte 1990 kam ganz überraschend das 

Gerücht auf, daß die militärische Füh­

rung der VRCh im Begriff sei, die An­

fang der 80er Jahre abgeschaffte Mili­

tärregion Fuzhou wiederherzustellen. 

Zumindest behauptete die Regierung 

in Taibei, sie habe sichere Beweise da­

für, daß in der Zwischenzeit neue 

Truppenkontingente an den Küstenab­

schnitt vis ä vis Taiwans verlegt worden 

seien und daß dort eine neue militante 

Stimmung aufgekommen sei. Mögli­

cherweise wolle sich der VRCh-Ge- 

neralstab nicht damit abfinden, daß die 

militärische Wächterrolle gegenüber 

Taiwan inzwischen von zwei (mitein­

ander rivalisierenden) Militärregionen, 

nämlich denen von Nanjing und von 

Guangzhou, wahrgenommen werde.
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Selbst wenn sich aber Verdachtsmo­

mente in dieser Richtung nicht bestäti­

gen sollten, weise doch alles darauf 

hin, daß das kommunistische China 

darauf aus sei, "mit Hilfe von Kriegs­

drohungen Friedensgespräche zu er­

zwingen".258

Es blieb beim Gerücht. Genauere Un­

tersuchungen ergaben, daß von der 

Wiedererrichtung der Militärregion 

Fuzhou nicht die Rede sein konnte. 

Immerhin aber zeigte dieses Intermez­

zo, daß das alte gegenseitige Mißtrau­

en offensichtlich noch lange nicht aus 

der Welt geschafft war.

6.43.

Erster Durch brach in der Taiwan- 

Frage seit 45 Jahren: Li Denghuis Dia­

logangebot vom Mai 1990

Eine als historisch zu bezeichnende 

Wende in der Taiwan-Frage begann 

sich am 2O.Mai 1990 abzuzeichnen, als 

der neue Staatspräsident Li Denghui 

seine Antrittsrede hielt. Direkte und 

indirekte Angebote an die Adresse 

Beijings waren darin enthalten:

Direkt schlug Li dreierlei vor: Erstens 

sollten zwischen beiden Seiten Ver­

handlungen zuerst über kulturellen 

Austausch und Handel und dann auch 

über die Vereinigung Chinas stattfin­

den. zu diesem. Zweck seien die 

"Kommunikationskanäle" zwischen 

beiden Seiten für den akademischen, 

kulturellen und wirtschaftlichen Aus­

tausch mit dem Festland freizugeben. 

Wiedervereinigung und Prosperität 

seien das gemeinsame Ziel aller Chi­

nesen. Taiwan und das Festland gehör­

ten zusammen, und alle Chinesen seien 

durch "Blutsverwandtschaft" aneinan­

der gebunden. Die Verhandlungen 

sollten, zweitens, auf Regierungsebene 

erfolgen und gleichberechtigt sein 

(duideng tanpan). Beide Seiten sollten 

die Realitäten anerkennen und davon 

ausgehen, daß es "einen Staat mit zwei 

Regierungen" (yiguo liangfu) gebe. 

Konkret forderte Li, daß Beijing den 

Wiedereintritt Taibeis ins GATT nicht 

verhindere und daß es seine Truppen 

an der Küste zu Taiwan um 300 km zu­

rückziehe.259 Drittens werde Taiwan, 

um die Kommunikation zum Festland 

zu erleichtern, in nächster Zeit die "In- 

terimsbestimmung" für die General­

mobilmachung vom Mai 1948 aufhe­

ben. Allerdings müsse die RCh dar an 

drei Bedingungen knüpfen, nämlich 

(1) politische "Demokratisierung und 

wirtschaftliche Liberalisierung" auf 

dem Festland, (2) Verzicht auf Ge­

waltanwendung gegen Taiwan und

(3) Einstellung aller Versuche, die 

RCh in der internationalen Staaten­

gemeinschaft zu isolieren 260

In einem Interview fügte Li hinzu, daß 

sich die KPCh jenen allgemeinen in­

ternationalen Trend zur Lehre dienen 

lassen müsse, der sich in der Sowjet­

union, vor allem aber in den osteuro­

päischen Staaten durchgesetzt habe, 

daß also vor allem der autokratische 

Stil und das Bestehen auf einer "Ein- 

Parteien-Diktatur" keine Überlebens­

chance habe 261 Außerdem müsse das 

Festland eine wirklich unabhängige Ju­

stiz schaffen, die dafür sorgen könne, 

daß der Rechtsweg gesichert sei262

Den Vorstellungen Lis lag offensicht­

lich die Prämisse zugrunde, daß Tai­

wan erfolgreich die Wende zur Demo­

kratisierung vollzogen habe, und daß 

die morsch gewordene Volksrepublik 

diesem Beispiel zu folgen habe, wenn 

sie überleben wolle. Bei einer Demo­

kratisierung diesseits und jenseits der 

Taiwanstraße würde automatisch auch 

jeder Gedanke an eine militärische Lö­

sung hinfällig.

Indirekte Bestandteile des neuen An­

gebots waren drei Vorstellungen, die 

zwischen den Zeilen standen. Erstens 

sollte die Regierung in Beijing für Tai- 

bei von nun an nicht mehr als "Rebel­

lenorganisation", sondern als offizielle 

Regierung gelten - eine überfällige 

Klarstellung! Zweitens waren an die 

Stelle der früheren "Drei Nein" jetzt 

"Drei Bedingungen" getreten. Drittens 

aber ging Li von der Vorstellung aus, 

daß die Wiedervereinigung nur unter 

den Bedingungen der Sanminzhuyi 

stattfinden könne. Ganz in diesem Sin­

ne erteilte er dem marxistisch-maoisti­

schen System eine klare Absage. In 

seiner Antrittsrede führte er u.a. aus, 

daß "wir uns momentan in einer Peri­

ode rascher politischer Veränderungen 

befinden. Das Streben der Menschheit 

nach Demokratie, Marktwirtschaft und 

nach Weltfrieden ist wie eine Flut, die 

niemand mehr aufhalten kann... Zu ei­

nem Zeitpunkt, da viele kommunisti­

sche Staaten, darunter auch die So­

wjetunion, den Verzicht auf die Ein- 

Parteien-Diktatur und das kommuni­

stische Wirtschaftssystem kundgetan 

haben, bleiben auch der Kommunisti­

schen Partei Chinas keine Möglichkei­

ten mehr, dieser Strömung Einhalt zu 

gebieten."263 "Demokratie und Frei­

heit" sind nach dem Verständnis Li 

Denghuis aufs engste mit der Herr­

schaft. des Gesetzes verbunden264 - ei­

ne Aussage übrigens, die fast wort­

wörtlich auch bei Deng Xiaoping auf­

tauchte, als er 1979 den Wunsch äu­

ßerte, daß die bisherige "Personen­

herrschaft" (renquan) durch eine 

"Rechtsherrschaft" (faquan) ersetzt 

werden sollte.

Überhaupt ließen sich in den Formu­

lierungen Lis zahlreiche Parallelen zu 

festländischen Verlautbarungen fest­

stellen, die unmöglich zufällig sein 

können. So war z.B. von "Liberalisie­

rung" und "Internationalisierung" der 

taiwanesischen Politik die Rede - of­

fensichtlich eine Parallele zur "Struk­

turreform" und zur "Politik der offenen 

Tür", die beide seit Jahren Lieblings- 

begriffe der Beijinger Führung waren.

In einer Kommentierung zu Lis Rede 

zählte das GMD-Generalsekretariat 

"Vier Prinzipien" (auch dies eine Paral­

lelformulierung!) auf, die für das künf­

tige Verhältnis zum Festland maßge­

bend sein müßten, nämlich (1) das 

Festhalten an der Einheit Chinas ("Es 

gibt nur ein China"), (2) Vermeidung 

jeden Zugeständnisses gegenüber der 

VR China auf Kosten der Sicherheit 

und des Glücks der 20 Millionen Men­

schen auf Taiwan, (3) Hilfe für das 

"Festland" auf seinem Wege zur De­

mokratie und Freiheit und (4) Ent­

wicklung gleichrangiger und gegensei­

tig vorteilhafter Beziehungen.265

Lis Initiative löste in der taiwanesi­

schen Öffentlichkeit überwiegend posi­

tives Echo, in Beijing jedoch offen­

sichtlich Verblüffung aus. Zumindest 

reagierte die VRCh-Regierung zu­

nächst einmal in altbekannter Schroff­

heit und nach gewohntem Strickmu­

ster: Taibei verfolge, wie es in einer er­

sten Reaktion hieß, eine Politik, die 

unter dem Leitmotiv "Ein Land, zwei 

Regierungen" stehe, und wolle damit 

letztlich eine "Zwei China"-Politik 

durchsetzen. Auch die drei Bedingun­

gen seien unannehmbar. Es handle 

sich bei Lis Ausführungen um eine 

"taiwanesische Doppelzüngigkeit".266 

Die "Drei Vorbedingungen" seien in 

Wirklichkeit "Drei Hindernisse".267 Li 

benehme sich höchst arrogant, wenn er 

schlicht behaupte, daß der Kommu­

nismus und die sozialistischen Staaten 

in eine Sackgasse geraten seien, in die 

auch die kommunistische Staatsmacht 

auf dem Festland unvermeidlich hin­
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eingezogen werde. Er unterstelle da­

bei, daß die beiden Seiten der Taiwan­

straße letztlich im Zeichen der GMD- 

Vorstellungen wiedervereinigt werden 

müßten - was für eine Absurdität!268 

Li möge sich nicht täuschen: Obwohl 

auch das chinesische Festland von den 

allgemeinen Schwierigkeiten der sozia­

listischen Staaten nicht ganz verschont 

geblieben sei, sei es doch "wirklich lä­

cherlich und kurzsichtig, daraus den 

Schluß zu ziehen, daß der Sozialismus 

nicht realisierbar sei, und daß die so­

zialistischen Staaten schon bald zu exi­

stieren aufhörten". Das kapitalistische 

System habe bis zu seiner vollen Ent­

wicklung immerhin 300 Jahre ge­

braucht, während der Sozialismus ge­

rade erst eine 70jährige Geschichte, 

der chinesische Sozialismus gar nur ei­

ne solche von 40 Jahren hinter sich ha­

be.

Taiwan gehe einen gefährlichen Weg, 

wenn es erstens mit Hilfe seiner "Devi­

senüberlegenheit" der Volksrepublik 

außenpolitische Partner "auszuspan­

nen" versuche, wenn es zweitens über­

all auf der Welt das "Taiwan-Modell" 

als Muster politischer Demokratisie­

rung, wirtschaftlicher Liberalisierung 

und als Vorbild für das Festland hin­

stelle, wohingegen die Volksrepublik in 

finstersten Farben porträtiert werde, 

und indem es drittens das Konzept 

"Ein Land, zwei Systeme" dauernd ins 

Zwielicht stelle. Mit diesen drei Ver­

haltensweisen untergrabe Taiwan sein 

eigenes Postulat, daß es nämlich nur 

ein China gebe.269 Trotz aller auf den 

ersten Blick innovativen Ansätze gieße 

Lis Politik letztlich "alten Wein in neue 

Flaschen".270

Dies waren erste Reaktionen. Spätere 

Äußerungen kamen dann weitaus dif­

ferenzierter: Generalsekretär Jiang 

Zemin z.B. wollte an den Aussagen Lis 

in erster Linie das Vereinigungspostu­

lat herauslesen. In der Tat könnten alle 

Probleme auf dem Verhandlungsweg 

gelöst werden, falls "beide Seiten der 

Taiwanstraße ... am Ein-China-Prinzip 

festhielten. Alle Patrioten gehören ei­

ner großen Familie an, und alle Chine- 

sen sind Landsleute vom gleichen 

Blut".271 Die VR China trete für 

gleichberechtigte Gespräche ein, aller­

dings nicht zwischen den Regierungen, 

sondern zwischen den beiden Regie­

rungsparteien KPCh und GMD. Die­

ser Vorschlag gehe von den tatsächlich 

bestehenden politischen Verhältnissen 

und den Rollen der beiden Parteien 

aus. Auch andere Parteien, gesell­

schaftliche Gruppierungen und Indivi­

duen aus allen Gesellschaftskreisen 

könnten zu den friedlichen Konsulta­

tionen hinzugezogen werden.272

Über alles könne man reden, aller­

dings nicht über eine "Zwei China"- 

Lösung oder über eine Variante des 

Spaltungskurses, wie sie beispielsweise 

in Lis Vorschlag "Ein Staat, zwei Re­

gierungen" zwischen den Zeilen zu le­

sen sei.

Deng Xiaoping bestätigte ergänzend, 

daß Taiwan im Falle einer friedlichen 

Wiedervereinigung seine Truppenkon­

tingente behalten könne - eine signifi­

kante Abweichung von den Modalitä­

ten der Wiedervereinigung mit Hong­

kong! Beijing räumte damit indirekt 

ein, daß Taiwan eben doch etwas an­

deres - und ganz gewiß mehr sei als ei­

ne normale Provinz.

Auch die VRCh war also letztlich be­

reit, die grundsätzlichen ideologischen 

Differenzen den wirtschaftlichen Sach­

zwängen und dem "Geist der Zeit" un­

terzuordnen.

Die etwas unsicheren Reaktionen Bei­

jings zeigten, daß Taiwan mit seiner 

Initiative offensichtlich einen Zentral­

nerv getroffen hatte, und daß der 

Schwarze Peter nunmehr wieder bei 

der Volksrepublik lag. Nicht ohne Tri­

umph begann Taiwan, der VRCh-Füh- 

rung "Blindheit gegenüber den Tatsa­

chen des Lebens" vorzuwerfen. Li 

Denghuis Vorschlag ziele darauf ab, 

(1) politische Demokratisierung und 

wirtschaftliche Liberalisierung auf dem 

Festland anzuregen, (2) die Spannung 

und die Feindschaft zwischen beiden 

Seiten zu reduzieren, (3) die Zusam­

menarbeit unter dem Siegel des "Ein 

China"-Prinzips zu intensivieren,

(4) Kommunikationskanäle nach Bei­

jing zu öffnen, falls dort den drei Be­

dingungen Lis stattgegeben werde und

(5) eines Tages auch zu einer friedli­

chen Wiedervereinigung zwischen bei­

den Seiten zu kommen.

Leider hätten die "Chicom" auf diese 

konstruktiven Vorschläge fast nur ne­

gativ reagiert und (1) die "drei Bedin­

gungen" zurückgewiesen, (2) erneut 

versucht, die RCh-Regierung als "Lo­

kalregierung" zu behandeln, (3) den 

Vorschlag "Ein Land, zwei Regierun­

gen" unzulässigerweise mit einem 

"Zwei China"-Vorschlag gleichgesetzt 

und (4) abermals darauf gepocht, die 

"einzige legale Regierung Chinas zu 

sein", während Taibei lediglich als "Lo­

kalregierung" auftreten dürfte. Was für 

eine Verkennung der gegenwärtigen 

politischen Realitäten!273

Es zeige sich erneut, daß man "beim 

Umgang mit den chinesischen Kom­

munisten wie ein Boxer vorgehen muß. 

Manchmal befindest Du Dich in der 

Defensive, manchmal hast Du Deinem 

Gegner einen Hieb zu versetzen. 

Rückzug und Angriff müssen sorgfältig 

kalkuliert werden."274

6.4.4.

Quo vadis, Taiwan?

Über die Zukunftsoptionen der RCh 

ist in einem abschließenden Teil zu 

handeln. Dort folgt auch eine Bewer­

tung der Entwicklungsleistungen Tai­

wans.
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Monika Schädler

Porträt der Provinz Hebei

Fläche: über 180.000 qkm

Bevölkerung: 57,95 Mio. Einwohner 

Hauptstadt: Shijiazhuang.

Hebei, abgekürzt Ji, liegt, wie der 

Name besagt, "nördlich des [Unterlaufs 

des] Flusses" Huanghe (Gelber Fluß). 

Es bildet, gemeinsam mit Teilen Bei­

jings und Tianjin, den nördlichen Teil 

der Nordchinesischen Tiefebene und 

schließt im Nordwesten an die Inner­

mongolische Hochebene an. Im Osten 

grenzt es mit einer Küstenlinie von ca. 

500 km an das Bohai-Meer. Gemein­

sam mit Tianjin schützt es die Haupt­

stadt Beijing- nach außen ab. Vom 

Nordosten entgegen dem Uhrzeiger­

sinn gehend grenzt es an die Provinzen 

Liaoning, Innere Mongolei, Shanxi, 

Henan und Shandong. Seine Gesamt­

fläche von 180.000 qkm entspricht drei 

Vierteln der Fläche der Bundesrepu­

blik in den Grenzen vor Oktober 1990.

Topographie

Drei Fünftel der Gesamtfläche Hebeis, 

der Norden und der äußerste Westen 

bestehen aus Hochebene und Gebirge, 

die Ebene im Südosten bedeckt zwei 

Fünftel und fällt zum Meer hin ab. Die 

Provinz kann topographisch in vier 

Gebiete eingeteilt werden: 1. Die 

Zhangbei-Hochebene (nördlich von 

Zhangjiakou) im Nordwesten ist Teil 

der Innermongolischen Hochebene. 2. 

Das Jibei-(Nordhebei-)Berggebiet im 

Nordosten bildet das Ubergangsgebiet 

zwischen der Innermongolischen 

Hochebene und der Nordchinesischen 

Tiefebene und wird im Süden vom Fu­

ße des Yanshan-Gebirges abgeschlos­

sen. Zwischen den Bergen liegen zahl­

reiche Becken. Shanhaiguan, der "erste 

Paß unter dem Himmel" bildet den 

östlichen Ausgangspunkt der Großen 

Mauer und grenzt im Südosten ans 

Meer. Es ist das wichtigste Tor zum 

Nordosten Chinas. 3. Das Jixi-(West­

hebei-) Berggebiet ist Teil des Taihang-

Gebirges. Der Fluß Sanggan grenzt es 

nach Norden gegenüber dem Nordhe- 

bei-Bergland ab. Acht große Schluch­

ten öffnen den Weg nach Westen in 

die Provinz Shanxi. Durch die bedeu­

tendste, Niangziguan, führt die Eisen­

bahn von Shijiazhuang nach Shanxi. 

Der "Kleine Wutai-Berg" im Norden 

ist mit 2.882 m der höchste Gipfel der 

Provinz. 4. Die Hebeier Ebene beginnt 

am Fuße der Gebirgsketten im Norden 

und Westen und fällt nach Südosten 

hin allmählich ab. Sie ist zum großen 

Teil vom Schwemmland der Flüsse 

Luanhe, Haihe und Huanghe (im Sü­

den) und deren Zuflüssen aufgebaut 

und daher das Hauptanbaugebiet der 

Provinz für Getreide und Baumwolle. 

Zudem bietet sie Voraussetzungen für 

die Salzgewinnung.

Der wichtigste Fluß ist der Haihe. Er 

bildet sich aus fünf wichtigen Zuflüs­

sen, dem Nord-Kanal, den Flüssen 

Yongding, Daqing und Ziya und dem 

Süd-Kanal. Der Haihe entspringt als 

Weihe im Nordwesten der südlichen 

Nachbarprovinz Henan und ist bis zur 

Mündung bei Tianjin 1.090 km lang. 

Der Luanhe entspringt im Nordhebei- 

Berggebiet und erreicht bis zur Mün­

dung im nordöstlichen Teil der Hebei­

er Ebene eine Länge von 877 km. Fer­

ner weist Hebei zahlreiche Seen auf.1

Klima

Hebei hat ein gemäßigtes kontinenta­

les Klima. Die Winter sind kalt und 

trocken mit Januartemperaturen zwi­

schen -14 und -2°C, die Sommer heiß 

und feucht mit Julitemperaturen zwi­

schen 20 und 27°C, der Frühling ist 

trocken und windig. Von Norden nach 

Süden steigt die durchschnittliche 

Temperatur allmählich an mit Unter­

schieden bis zu 14°C auf. Die Nieder­

schlagswerte weisen von Jahr zu Jahr 

hohe Schwankungen auf und liegen im 

Durchschnitt zwischen 400 und




